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Oeffentlichkeit zu erkennen, wem der Ausſsnahmezuſtand dient

Das „Volksblatt“ erſcheim mit
Annahme der Sonntage u. Feier
tage mit d. tägi. Unterhaltung ceil
Unverlanugt eingeſandten Manu
ſtripten iſt ſtets das Rückporto
beizufügen. Perſönliche Aus
kunfterteilnung mittags von 12

ganiſationen und amtliches Organ
verſch. Behörden. Schriftleitung:
Harz42/44, Hiuterh. I. Fernruf 4667

Wann verſchwindet der Belagerungszuſtand?
Aus Furcht vor der Sozialdemokratie nicht vor dem 1. März.

Amtlicher Unkug!
Unter dieſer Neberſchrift ſchreibt der Sozial demokratiſche

Parlamentsdienſt:
Bei aller Kritik an dem Verhalten der bürgerlichen Mittelpar-

teien gegenüber den Beſtrebungen der Schwerinduſtrie und der
Militärherrſchaft, die wir jetzt ſeit Wochen geübt haben, muß doch
feſtgeſtellt werden, daß zum mindeſten das Zentrum und die
Demokraten in den letzten Tagen ihren Anſturm gegen die
Tendenz der Unterdrückung, wie ſie ſich in den beſitzenden Schichten
geltend macht, verſtärkt haben. Der „Offene Brief“ des früheren
Reichskanglers Dr. Wirth der in erſter Linie ſeiner eigenen
Partei galt, aber auch darüber hinaus ſeine Wirkung nicht ver
fehlte, hat eine erfreuliche Bewegung gegen die ſoziale und poli-
tiſche Reaktion eingeleitet. Jhr Sinnen und Trachten zielt darauf
ab, die Errungenſchaften der Nachkriegszeit aufrechtzuerhalten und
durch die Zuſammenfaſſung aller Republikaner und ehrlichen
Demokraten ſie endgültig ſichern zu helfen.

Der Wille zum Handeln gegen die Reaktion, gegen die bisher
ausſchließlich die Arbeiterſchaft den Kampf geführt hat, hat eine
gewiſſe Förderung durch die letzte Sitzung der deutſchnatio
nalen Reichstagsfraktion erfahren. Sie führte bekannt-
lich zu dem Beſchluß, von der Reichsregiermng die Aufrechterhal-
tung des Ausnahmezuſtandes zu verlangen und gab damit vor

von dieſem Geſichtspunkt aus wurde der deutſchnationale Beſchluß
gefaßt, und nur unter dieſem Geſichtspunkte haben wir und alle
ehrlichen Republikaner ihn zu werten. Selbſt rechtsgerichtete Per
ſönlichkeiten innerhalb der Reichsregierung ſind durch den deutſch
nationalen Fraktionsbeſchluß ſt u tz i g geworden. Endlich leuchtet
auch ihnen ein, daß der Ausnahmezuſtand nicht länger aufrecht
erhalten werden kann, weil er ſich letzten Endes in ſeiner Aus
wirkung gegen die Politik der Regierung und deren Parteien
richtet. Die Kopfſchmerzen, die dieſe Tatſache ausgelöſt hat, führ-
ten im Kabinett bereits zu dem Ergebnis, daß der Ausnahme-
zuſtand bis zum 1. März abgebaut werden ſoll. Vorläufig wird
dieſe Abſicht noch ſehr geheim gehalten, weil die Herren, in
deren Hand es liegt, der Militärherrſchaft ein Ende zu machen,
ſcheiwbar Furcht vor der deutſchnationalen Agitation haben, die
darauf verweiſen könnte, daß der Verzicht auf den Ausnahmezu
ſtand eine Kapitulation vor der Sozialdemokratie
bedeuten würde.

Aber angenommen, daß die Furcht vor der deutſchnationalen Agi-
tation nicht das ausſchlaggebende Argument bei der Feſtſetzung des
Termins zur Aufhebung des Ausnahmezuſtandes bildete, ſo bleibt
die Abſicht, der Militärherrſchaft erſt in fünf Wochen ein Ende zu
machen, doch ein Wahnſinn und unſeres Erachtens auch ein
Zeichen von mangelndem Verantwortungsbewußt-
ſein in den eigentlich verantwortlichen Kreiſen. Nachdem die
Regierung den Termin einmal feſtſetzte, hat ſie in gewiſſem Sinne
die andauernden Behauptungen der Sozialdemokratie beſtätigt, daß
der Ausnahmezuſtand ſachlich nicht mehr begründet iſt.
Infolgedeſſen wäre es ihre Pflicht geweſen, ſchon aus politiſchen,

d der für große Bevölkerungsſchichten nichts anderes als
5 t, anzukämp n

halle, Montag, den 21. Januar

wirtſchaftlichen und pſychologiſchen Gründen das Ausnahmerecht
ſofort abzubauen. Denn wenn die Regierung heute ſchon weiß,
daß in fünf Wochen die Möglichkeit beſteht, einem Zuſtande, der
den deutſchen Staatsbürgern eine unterſchiedliche Behandlung zu
teil werden ließ, zu beenden, dann iſt das doch beſtimmt viel eher
ſofort möglich. Nach dem „Einverſtändnis“, das zwiſchen
Herrn Marx und dem bayeriſchen Miniſterpräſidenten Knilling
in Homburg erzielt wurde, und dem Ausgang der Kabinettskriſe
in Sachſen ſollte man das erſt recht annehmen. Oder ſeit wann
befindet ſich ein Hellſeher in amtlichen Dienſten, der der Regierung
mitgeteilt hat, daß in den nächſten fünf Wochen noch ein Ereignis
von ftatten geht, für deſſen Erledigung die Aufrechterhaltung des
Ausnahmezuſtandes nötig erſcheint und daß ſich nach dieſer Zeit
wieder alles in Ruhe und Ordnung vollzieht? Wir können tatſäch
lich nicht umhin, die Abſicht des Kabinetts n a i v zu nennen; denn
außer der Regierung dürfte in Deutſchland kein Menſch befähigt
ſein, Beſchlüſſe auf Wochen hinaus zu faſſen, die an beſtimmte
Ereigniſſe gebunden ſind, ohne daß aber jemand weiß,
welcher Art dieſe Ereigniſſe ſein können!

Jedenfalls iſt vorläufig für uns das wichtigſte, daß die Regie
mit ihrer Abſicht, bis zum 1. März den Ausnahmezuſtand aufzu
heben, ein Geſtändnis für die Ueberflüſſigkeit der beſtehen-
den Militärherrſchaft abgelegt hat. Gerade deshalb haben wir
allen Anlaß mit noch mehr Entſchiedenheit als bisher gegen einen

zt loſigkeit bedeazte fen und gemeinſam mit den
Kräften aus dem anderen Lager, die bereit ſind. gegen die ſoziale
und politiſche Reaktion den Kampf zu führen, zu marſchieren denn
einem geſchloſſenen Willen der arbeit nehmenden Schichten
des Volkes kann ſich auch die Regierung nicht widerfetzen.

Für die Aufhebung des Ausnahme-
zuſtandes.

Eine demokratiſche Entlchließung.

Die deutſche demokratiſche Partei, Ortsgripppe Ber
1in Mitte, faßte in ihrer ſtarkbeſuchten Generalverſammlung
nach einem ausgezeichneten Referat des Reichstagsabgevrdneten
Dr. Fiſcher, der über die politiſche Lage, insbeſondere das Ver
hältnis von Stnat und Wirtſchaft, ſprach, und für Aufhebung
des Ausnahmezuſtandes eintrat, errüe folgende
Entſchließung „Die Generalverſammlung billigt die
Ausführungen des Reichstagsabgeordneten Dr. Fiſcher. Sie
fordert die demokratiſchen Vertreter im Reich und in den Ländern
auf, wie bisher jeden Verſuch einer reaktionären Sammelpolitik
mit aller Entſchiedenheit zurückzuweiſen und den Zuſammenſchluß
aller verfaſſungstreuen Parteien als Richtziel im Auge zu be-
halten. Sie begrüfzt auch die Grundzüge des Programms ent
ſchieden demokratiſchrepublikaniſcher Politik, die der frühere
Reichskanzler Dr. Wirtk in ſeinem bekannten Brief aufgeſtellt
hat. Sie erſucht die demokratiſche Reichstagsfraktion, die ſofortige
Aufhebung des Ausnahmezuſtandes zu verlangen, deſſen ſachliche
Vorausſetzungen nicht mehr gegeben ſind, und der zu einer un
erträglichen Beſchränkung des öffentlchen und des Rechtslebens
ſowie der ſtaars bürgerlichen Freiheit führt.“

hinter den Kuliſſen
der rechtsbolſchewiſtiſchen Reaktion.

„Nachtwächter“ und „Eandardeter“ als Büttel des Rechts
dolſchewiswur.

Aus WMecklenburg wird uns geſchrieben:
Einer der in Mecklenburg ſich betätigen Bünde, der

Wirtſchafteverband ehemaliger Heeresangehöriger Neubranden
burg“, n veranlaßt g. um auch weiterhin ſicher zu gehen
und kei poligerlichen Auflöſung zu verfallen, mit Beginn des
neuen Jahres ſein Firmenſchild in Wirtſchaftsverband
Neubrandenburg“ zu vereinfachen. Die Tätigkeit dieſes
zWirtſchafteverbandes“ iſt natürlich dieſelbe geblieben ſie hat mit
Wirtſchaft gar nichts zu tun, ſondern ſtellt lediglich eine Zu
ammenfaſſung von Stahlhelmleuten und Wiking und
olandbündlern dar zur Organiſierung der rechtsradikalen
utſchbewegung. Leiter des es iſt ein Leutnant a. D. Eck
ardt, deſſen öffentliches Bureau ſich in der Südbahnftraße 12

u Neubrandenburg befindet, während er ein zweites Bureau in
einer Privatwohnung unterhält, wo auch die Zuſammenkünfte
attfinden Hier iſt eine der Zentralen der Rechtsorganiſationen,
e nach außen hin als „Landarbeiter“, „Nachtſchutzbeamte“ uſw. beſchäftigt werden, im übrigen aber militäriſch

owganiſiert ſind und, zumal in höheren Dienſtgraden, keinerlei
eigentliche Arbeit vollbringen, ſondern lediglich „organiſieren“. Die
Verbandsleitung ſelbſt hat mit den einzelnen Gütern einen Vertrag

ſchloſſen, der bis zum 31. März läuft. Gauleiter, Trupp
rer und Nacktſchutzbeamte, alles Angehörige höherer Dienſt-

ade, r von 35 w. die vatmen ührt werden müſſen. rdem wird n
en von 5 Rentenmark für jeden Beamten oder Arbeiter
Be i git dent en Jede anf 737 Gemnmr derethgeſett

iſt ſeit dem neuen Jahr au anfc e ſchen Großagrarier machen mit dieſer

de ehe

„nationalen“ Betätigung natürlich noch ein außergewöhn-
lich gutes Geſchäft. Denn dieſe Landarbeiter wer-
den von ihnen noch weidlich ausgenutzt, indem natürlich ihr Entgelt
und ihre Arbeitsleiſtirng dem der wirklichen Landarbeiter in keiner
Weiſe angepaßt iſt. So hat z. B. Graf Dietrich v. Hahn
guf ſeinem Gute bei Malchin vier Nachtſchutzbeamte, die gleich

itig auch noch als Gutsurbeiter verwandt werden und in derWoche auf 62 Arbeitsſtunden Tag nnd Nacht kommen.

n erger Verbindung mit dieſem Wrtſchaftsverband ſteht diei h Weppner in Magdeburg, die in ihrem Be-
triebe, vor allem beim Umbart des Bahnhofs Magdeburg-Buckan,
auch nur „nationagl 2377 h e“ Arbeiter, alſo in der

tſache Stahlhelmleute, beſchäftigt. Wird bei derirma die Arbeit flau, ſo wird ein Teil nach Mecklen burg auf
dre Güter in Marſch geſetzt und umgekehrt. Auf dieſe Weiſe ſucht
man die Leute feſt bei der Stange zu halten, weil natürlich viele
von ihnen doch nicht ſo zuverläſſig ſind, daß ſie dieſen nationglen
Kreiſen nicht Ade ſagen und eventuell in das linksbolſche-
wiſt i ſche Lager abſchtwenken, ſobald ſie wirklich erwerbslos

Kongreß der RPF.
Bſidung kowmunſſtiſcher Sprengreſſen.

Paris, 19. Jarar. (Eig. Druhkbericht.)
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Die hebung der deutſchen Wirtſchaft
auf Ko ten der Arbeiterklaſſe.

A. W. Die Volkswirtſchaft befindet ſich zurzeit in einer
äußerſt troſtloſen Verfaſſung; gekennzeichnet wird die Situation
durch gängzliche oder teilweiſe Stillegung zahlreicher Betriebe,
Kurzarbeit und Arbeitsloſigkeit, deren Urſachen Abſatzſtockungen
im Jnnen- und Außenhandel ſind. Beſonders der letztere trägt
durch ſeine Paſſivität viel Schuld an der Wirtſchaftskriſe, denn
alle diejenigen, die für den Export beſchäftigt waren, ſind nun durch
Verluſt oder Schmälerung ihres Einkommens nicht mehr kauf-
kräftig und beeinfluſſen ſomit auch den inneren Markt in ungün
ſtigem Sinne.

Derartige Wirtſchaftskriſen ſind in früheren Zeiten auch ſchon
aufgetreten, wenn auch nicht in ſo großem Ausmaße. Jhre tieferen
Urſachen liegen in dem kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsſyſtem, das nicht
der Bedarfsdeckung, ſondern der mehr ſpekulativen Produktion für
den Warenmarkt dient. Die deutſche Wirtſchaftskriſe iſt jedoch
außerdem noch durch andere Umſtände herbeigeführt worden, ins
beſondere durch die Konkurrenzunfähigkeit deutſcher Erzeugniſſe
auf dem Weltmarkt, weil die von deutſchen Fabrikanten geforder-
ten Preiſe ſich faſt durchweg erheblich über denen bewegen, die in
anderen Ländern gefordert werden.

Um nun die dern Erzeugniſſe wieder konkurrenzfähig zu
machen, iſt eine Verbilligung derſelben notwendig. Es fragt fich
nur, wie das zu erreichen iſt. Von Unternehmerſeite wird als ein
ziger Ausweg gefordert, die Löhne ſo weit wie nötig (nicht wie
möglich) r r äh, Das verminderte Einkommen des Arbeit-
nehmers ſoll durch Mehrarbeit vergrößert werden; verlangt wird
nicht nur die Vorkriegsarbeitszeit, ſondern teilweiſe noch darüber

Selbſt die zum Schutze der weiblichen und jugendlichen
rbeiter geſchaffenen Beſtimmungen der Reichsgewerbeordnung,

die eine Begrenzung der Arbeitszeit fen, ſollen nach dem Willen
weiter Unternehmerkreiſe fallen. Alſo nicht nur der Achtſtunden-
e Revolutionsprodukt an ſich eine ſtark feindete Ein
richtung, ſoll aufg werden, ſondern unbeſchrä Anuts
beutungsfreiheit wird verlangt. Verlängerung der Arbeitszeit,
das iſt der Weisheit letzter Schluß; alle übrigen Vorſchläge, die
von Arbeitnehmerſeite gemacht wurden, werden gar nicht erſt ge
prüft, geſchweige denn in Anwendung zu bringen verſucht.

W mutet es an, wenn die Befürworter einer längeren
Arbeitszeit it auch die Arbeitsloſigkeit beſeitigen wollen. Dem
Arbeiter erſcheint dieſe Logik widerſinnig, denn er ſagt ſich, wenn
der einzelne mehr arbeitet, muß für die anderen weniger Arbeit
übrig bleiben und ſo das Heer der Arbeitsloſen noch vergrößert
werden. Das iſt nun nicht unbedingt notwendig. Der eigentliche
Zweck, den die Unternehmer mit der verlängerten Arbeitszeit ver
folgen, iſt ja der Lohndruck, d. h. der Arbeiter ſoll in 10 bis
12 Stunden nicht mehr, eher weniger verdienen als jetzt in 8 Stun
den. Zwar bietet man jetzt für die Zeit über 8 Stunden beſondere
Bezahlung an, doch nur, um die Arbeiter, die mit ihrem kargen
Lohn nicht auskommen, für den Verzicht auf den Achtſtundentag
zu gewinnen Iſt aber erſt eine längere Arbeitszeit wieder ein
geführt, wird der Lohn weiter heruntergedrückt, und am Ende be
trägt er für den längeren Arbeitstag nicht mehr als für den Acht
ſrundentag. Mit dieſen niedrigen Löhnen glauben die Unternehmer
dann ſo villig auf dem Weltmarkt auftreten S daß ſie
damit jede ausländiſche Konkurrenz wieder aus dem Felde ſchlagen,
wie fie es bei dem deutſchen Ausverkauf bereits haben.
Dann, ſo ſolgern ſie, wird Jnduſtrie und Handel neu auf
blühen und Beſchäftigung für alle bieten.

Mit dieſem ſo hellfarbig ſchiüllernden Wirtſchaftsprogramm kann
ſich die deutſche Arbeiterklaſſe aber nicht einverſtanden erklären
denn das hieße die deutſche Wirtſchaft ſanieren einzig und allein
auf Koſten der Arbeiterklaſſe.

Wir wollen doch eimmal ſehen, ob es wicht noch andere Wege gibt,
um unſere Wirtſchaft trotz der durch den verlorenen Krieg ge
ſchaffenen Lage wieder in Gang zu bringen, ohne die deutſchen
Arbeitnehmer von neuem zu Arbeitstieren zu machen. Solche Wege
gibt es viele, nur berühren ſie zu ſehr die Intereſſen der Bour
geoiſie, und deswegen ſträubt man ſich, ſie zu beſchreiten. Eine
weſentliche Belaſtung bei der Preisfeſtſetzung bringt die unproduk
tive Arbeit, die in mancherlei Geſtalt auftritt. Wie oft haben ſich
Unternehmer beſchwert über die unproduktive Arbeit, die durch das
neue Arbeitsrecht geſchaffen ſei. Wie federleicht wiegt dieſe jedoch
gegen die unprodirktive Arbeit, die ſonſt noch im Produktionsprogeß
und in der Wwrenverteilung vorkommt. Wir ſehen einmal gang
vom Kapidalzins ad, der häufig un verhältnismäßig hoch iſt und
die Ware ſehr rerteuert. Auch die Geldentwertung, die einen
wüſten Spekulationstaumel hervorgerufen hatte und vielen Men
ſchen ohne Arbeit ſchnellen und rieſigen Gewinn verſchaffte, kommt
jetzt nicht mehr in Frage Bis vor kurzem ſpielte jedoch die Geld
entwerrung bei der Preisgeſtaltung der deutſchen Produkte erne
große Rolle. Wir haben geſehen, daß jeder Warenbeſttzer einen
hohen prozentuglen Aufſchlag allein als Riſikoprämie gegen weitere
Geldentwertung einkalkulterte. Eine weitere Belaſtung waren die
hohen Bankzinfen, die für Leihkapital zu zahlen waren und eben
falls auf den Warenpreis geſchlagen wurden. Trotz Stabiliſierung
der deutſchen Währumg rechnen auch heute noch Unternehmer Riſiko
rämien hinzu und nehmen Banken Wucherzinſen, ſo daß der
eisabbau behindert wird; aber eine weſentliche Beſſerung hat

die Stabiliſierung doch ſchon gebracht. Viel zu geſchehen hat aber
noch auf dem Vebiete der techniſchen Verbeſſerung der Betriebe
Hier iſt ſeit 1914 ſehr viel liegengeblieben, weil der Warenmangel
die Preiſe ſteigerte und auch techniſch unvollkommene Betriebe Auf
träge zur Genüge erhielten, aber auch die geſunkenen Löhne die
Anſchaffung neuer Maſchinen nicht rentgbel erſchernen ließen.
Gam beſonders dagu hat auch die Syndikatspolitik,
die die Preiſe ſo feſtſetzte. daß rückſtändige Betriebe noch guten
Verdienſt erzielen kunrten

Vor allem wird es aber darauf ankommen. den Weg vom Ss
enger zum Verbraucher ſo kurz wie möglich zu geſtalten d. v.

en Handel nach Möglichkeit auszrſchalten Wie oft macht ein
Produkt Reiſen din und her, vom Fabrikanten zum Großhändler.

die Arbeiterſchaft von innen heraus zu gewinnen (ſies:
zu ſprengen. D. Red.) verſarhen wäüll,

ron dieſem zum Zwiſchenhändler und dann Detailliſten, wasbei den heutigen teuren Frachtſätzen erhebliche Preieaufſchlage be
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riet Beamte undame Reklame uſw.
Weſentlich zur Hebung der Induſtrie därfte die Rückkehr zu einerreellen und geſunden Preiskalk clation beitragen. Es 1 wieder

das alte Motto zur Geltung kommen: Großer Umſatz, kleiner
Nutzen. Der im Krieg entſtandene Warenmangel hat eine Um
kehrung dieſes kaufmänniſchen Grundſatzes gebracht. Auch wer
über nur geringe Warenmengen verfügte, konnte daran viel ver
dienen, denn das Mißverhältnis zwiſchen Angebot und Nachfrage
durch ſpekulative Zurückhaltung der Waren noch vergrößert, trieb
vie Preiſe weit über ihren Geſtehungswert in die Höhe. Folge
davon war, daß alle diejenigen, deren Einkommen ſich nicht erhöhte
oder ſogar relativ noch verminderte, zu Ein gen in ihrer
Lebenshaltung gezwungen waren. Der Warenumſatz wurde alſo
geringer, nicht aber diejenigen Exiſtenzen, die die Warenerzeugung
und den Warenvertrieb in der Hand hatten. Jm Gegenteil es
ſchoben ſich noch eine Unmenge Perſonen ein, die mühelos Geld
erwarben. Soweit Preisprüfungsſtellen und Wucherſtellen die
Preiſe regelten, nahmen ſie Rückſicht auf die viel zu vielen ſelb-
ſtändigen Exiſtenzen, die an der Warenverteilung beteiligt waren.
Dieſe verlangten, daß ihr Einkommen im Friedensmaßſtab ge-
ſichert bliebe, trotzdem ſie weniger Arbeit zu leiſten hatten. Die
Folge war natürlich, daß ſich dieſe Rückſichtnahme auch im amtlich
feſtgeſetzten der kontrollierten Warenpreis bemerkbar machte.

Jn der Jnduſtrie war es ähnlich ſo, und zum Teil iſt es auch
heute noch nicht viel anders. Das große Heer der Erwerbslofen
und Kurzarbeiter beweiſt es am beſten, daß jetzt bedeutend weniger
produziert wird als vor dem Kriege. Trotz bedeutend verminderter
Zahl der Arbeitnebmer ſtehen viele Betriebe noch verhältnismäßig
ganz gqut da und verbürgen ihren Beſitzern eine angenehme Lebens-
wmihrung. Die Forderung auf Preisabbau erreicht nur ſehr ſchwer
ihr Ohr, und wenn fie darauf regagieren, denken ſie nicht etwa zuerſt
daran, auch ihrerſeits ſich etwas einzuſchränken, ſondern verlangen
das noch weiter von den Arbeitnehmern.

Wie unbillig dieſes Verlangen iſt und wie recht diejenigen haben,
die nicht die angeblich zu hohen Löhne und die zu kurze Arbeitszeit
für die Stagnation unſeres Wirtſchaftslebens verantwortlich
machen, zeigt uns ein ftatiſtiſches Zahlenmaterial, das der „Korre-
ſpondent für Deutſchlands Buchdrucker“ über den Stand der Druck-
preiſe und der Buchdruckerlöhne im Verhältnis zueinander in den
Jahren 1918 und 18923 veröffentlicht. Jm Degember des letzten
Jahres ſtanden die Druckpreiſe (nach dem Druckpreiſetarif be-
rechnet) um mehr als das zweibillionenfache höher als im Jahre
1913, während die Buchdruckerlöhne nur um rund das 785milliarden
fache erbeöht waren. Der Jahresdurchſchnitt zeigt ein ähnliches
Bild. Danach hatten die Druckpreiſe eine 217milliardenfache, die
Buchdruckerlöhne aber nur eine 923milliardenfache Erhöhung gegen
1913 erfahren. Wie unſchuldig die Löhne der Buchdrucker am Rück-
gang des Gewerbes waren, zeigt die Tatſache, daß der Anteil des
Lohnes an den Produktionskoſten von 40 Prozent im Jahre 1913
auf 15 Prozent im Jabresdurchſchnitt von 1923 zurückgegangen war.
Der Grund lag vielmehr in den geſteigerten Materialpreiſen
Papier, Farben, Oel uſw.). Aber auch die teuren Materialpreiſe
rechtfertigen noch lange nicht die Druckpreiſe, die die Buchdruckerei-
beſitzer ihren Auftraggebern abverlangten, denn ſowohl die Groß-
handelspreiſe wie der Dollarkurs, die vergleichsweiſe herangezogen
werden können, weiſen nur eine Steigerung auf 172 reſp. 127 Mil-
liarden auf. Der Druckpreiſetarif des Jahres 1923 hielt ſich alſo
um 25 Prozent über den amtlichen Großhandelspreiſen, um
66 Prozent über dem Dollarkurs und um 132 Prozent über dem
Buchdruckerlohn.

Zu Beginn dieſes Jahres haben die Buchdruckereibeſitzer einen
„Preisabbau“ angezeigt, nachdem ſie vorher einen Lohnabbau neben
bedeutender Verlängerung der Arbeitszeit verſucht hatten. Nach
dieſem Preisabbau ſtehen die Druckpreiſe aber immer noch um

mit 18 anProduktionskoſten immer noch weit hinter 1913 herhinken. Be-
zeichnend iſt aber, daß der neue. abgebaute Druckpreis jetzt nicht
nur 25 ſondern 37,5 Prozent über dem Großhandelsinderx ſteht.
Das liegt wohl daran, daß die für den Buchdruck gebrauchten
Materialien nicht in demſelben ße im Preiſe gefallen ſind wieMaße
andere Artikel. Dann mögen die Buchdruckereibeſitzer gefälligſt
ihre Energie nach dieſer Richtung hin entſalten, anſtatt mit Aus-
ſperrungsandrohungen die Lage der Gehilfen verſchlechtern zu
wollen.

Wir könnten ähnliche Beiſpiele auch aus anderen Jnduſtrien
heranziehen, das eine möge aber genügen. Wir glauben damit den
Beweis erbracht zu haben, daß es andere Wege gibt, um eine Pro
duktionsſteigerung herbeizuführen, als weitere Herabſetzung der
Löhne und Verlängerung der Arbeitszeit. Natürlich müßte man
dann etwas mehr Ovferbereitſchaft, die man den Arbeitern ſo ſehr
nahelegt, auch in Unternehmerkreiſen verſpüren.

Beamtenabbau und Landabfindunng. Das Reichsfinanzmini-
ſterium hat die Beamtenſpitzenorganiſationen zum 24. Januar er-
neut zu einer Beſprechung über die Verſorgung

Vee Die Vor 4 ch i n neu J en ſächlichante n eine 1aden. Beſpre ungen werden ch hauprjage l t
auf die beabſichtigte Anſiedlung der aus geſchiedenen Beamten und
die Unwandlung ihres Wartegeldes in eine Rente beziehen. Jn
Dieſem Zuſammenhang wird auch der vom Heimſtättenamt der
Deutſchen Bamtenſchaft aufgeſtellte Entwurf eines Landabfindungs-
geſetzes mitberaten werden. Der Reichswirtſchaftsrat will ſich
ebenfalls in den nächſten Tagen mit der Angelegenheit befaſſen.

Die fränkische Lene.
Ein ſoziales Zeit- und Lebensbild.

Von Paul Sachſe.
Sie, die doch ſo kurz entſchloſſen den Hans aus dem Wirtshaus

holen wollte, war bis zu dieſer Stunde noch nicht wieder zurück-
gekehrt. Ob es ihr gelungen war. ihren Willen dem Manne gegen-
ber durchzuſetzen? Das lange Ausbleiben bis ſpät in die Nacht

hinein ließ einen anderen Schluß zu. Es mitßte doch ſchon
Beſonderes mit ihr vorgegangen ſein.
über ſich bringen, die Kinder ſich ſelbſt zu überlgſſen? Zag und
in ſich gekauert hockten die Kinder, und Stunde um Stunde ver-
ann. Was war nur mit der Mutter geſchehen, daß ſie ihre Kinder
ſo gang allein laſſen konnte? Das älteſte von ihnen begann Ge-

danken zu äußern, aber keins vermochte das Rätſel zu löſen.
Während die Kinder in der Stube noch hungernd am Ofen

kauerten und in unbeſtimmtem Gefühl der Rückkehr der Eltern
harrten, wurde die nächtliche draußen durch ſchlürfende
Schritte und durch ſonderbares Geſpräch unterbrochen. Der Hans
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Stille

und die Kathl wankken mitternächtiger Stunde ihrer Be-
hauſung zu.

„Hörſt du, Hanſl, dabei ſein will i dabei ſein!“ hörte man
„Wenn d' a moanſt, i brauch netdie Stimme der Mutter ſagen. a mo i brauch ne

hörſt d ſo will ich'sdabei z ſein. Aber dabei ſein will i,
koub' n

„Na, na!“ erwiderte lallend der Hans. „Jatzt will i erſt a mal
ſehn, ob der Nazl (das war der Wirt des Gaſthanſes) mir a d'
Flaſchen g“füllt hat

Damit ſuchte er cus der Taſche eine Flaſche hervor, die mit
Branntwein gefüllt war. Dann blieb er ſtehen, tat einen kräftigen

die Flaſche der Kathl, die dieſe haſtig ergriffSchluck und reichte hlnachmachte. Mit ineinandergelegten Armenund es dem Hans
ſchritten beide dann in holder Eintracht ihrer Wohnung zu, in die
ſie polternd eintraten. 4

Der Hanſl wollte ja der Kathl zeigen, wer der Stärkere war.
„Jch oder die Kathll“ hatte er
Hans war wirklich der Stärkere

im Wirtshaus geſagt und der

e I tder abgebauten Be-.

te iwasWie konnte ſie es ſonſt

Marxismus und Volksparteſ.
Der Marxismus als ponſtſſche Forderung.

Der Preſſedienſt der Deutſchen Volkspartei beſchäftigt ſich mit
dem Weſen des Marxismus. Er lehnt die Wi theorie, das

des MarxismusW programm und die Geſchichtsphilo
ab, erkennt aber an, daß ſeine Kritik am Kapitalismus
und ſeine ſittliche Forderung berechtigt iſt. Es heißt da:

„Der Marxismus iſt Kritik. Kritik am Kapitalismus.
wenn man vorurteilsfrei dieſe auf ſich wirken läßt, ſo kann
man oft den Urhebers bewundern. Diführungen über die A der Produktion, über die Kriſen
wirtſchaft, die periodiſche Zerſtörung von Produftivkräften und
Produkten uſw. decken zweifellos Mängel der kapi-
taliſtiſchen Wirtſchaftsform auf.“

Und an anderer Stelle:
„Aber der Marxismus iſt auch ſittliche Forderung. Und dieſe

Forderung iſt derart, daß niemand wagen darf, ihr zu wider-
ſtreiten: Unterordnung des einzelnen unter das Wohl der All

meinheit; die Forderung „ſogialen“ Denkens und Har
Kein Zweifel: wenn es gelänge, dieſe Forderung in die Tat
umzuſetzen, dann wäre der furchtbare Abgrund geſchloſſen, der
die geſamte Gegenwart zerreißt; der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer, Bürgertum und Proletarigt wie feindliche Pole gegen
einander geſtellt hat. Freilich, dieſe Forderung iſt weder neu.
noch dem Marxismus eigentümlich. Sie ift ſo alt wie das
Chriſtentum und deſſen eigenſtes Eigentum. „Liebe deinen
Nächſten als dich ſelbſt. Freilich, mit der Verwirklichung dieſer
Forderung ſieht es immer noch traurig aus. Heute mehr als
ſje. Sicherlich aber iſt die ialen Denkens ein
der vornehmſten, die in den Menſchen und an den Chriſt
geſtellt werden kann.“

Das lieſt ſich etwas anders, als die Epiſteln Kahr s gegen
den „jüdiſchen Marxismus“, der angeblich die z des
Staates und der Geſellſchaftsordnung zerſtört. Aber als Kahr
ſeinen Kreuzzug begann, fand er gerade im Lager der Volkspartei
lebhafte Zuſtimmung. Man darf deshacb annehmen, daß die
Mahnungen des h r vor allem an die Mitglieder
der eigenen Partei richten. Ob ſie Erfolg haben werden, muß
nach der Stimmung in weiten Kreiſen des Unternehmertums be-
zweifelt werden.

Der Attentatsplan gegen Seeckt.
Thormanns Helfer verhaktet.

Der „Vorwärts“ meldet: Die Abteilung I A des Berliner
Polizeipräſidiums bat in ſehr kurzer Zeit einen der Hinter-
männer des in Unterſuchungshaft befindlichen Thormann aus
findig machen können, ſo daß, wie bereits kurz gemeldet, die Ver
boftung des noch immer in geheimnisvolles Dunkel gehüllten
„Dr. G in Augsburg durch bayeriſche Polizeibeamte vorgenom
men werden konnte. Der Feſtgenommene wird jetzt durch Berliner
Kriminalbeamte nach Berlin geſchafft, wo er vermutlich noch im
Laufe des Sonntags eintrifft und ſofort vernommen werden wird.
Durch dieſe Verhaftung wird die Aufklärung des Anſchlags gegen
Herrn v. Seeckt weſentlich gefördert werden können. Wenn bisher
noch hier und da vermutet werden konnte, daß der Attentatsplan
einer ernſteren Grundlage entbehre, ſo ſind jetzt Ermittlungen vor
genommen worden. die ganz im Gegenteil vermuten laſſen, daß
die Beſeitigung des Oberbefehlshabers im vollen Ernſt geplant und
von langer Hand vorbereitet worden iſt. Wie jetzt feſtſteht, iſt
Thormann zuſammen mit „Dr. G.“ nach Berlin gekommen. Wer
Dr. G. iſt, wird ſich vermutlich erſt feſtſtellen laſſen, wenn die
Berliner Politiſche Polizei den jetzt Verhafteten zu Geſicht be
kommen hat. Es hat durchaus den Anſchein, als ob die in Frage
kommende Perſönlichkeit fich den in Berlin geführten Namen nur
beigelegt hat. um Narhforſchungen nach ſeinen Perſongalien mög
lichſt zu erſchweren. Feſt ſteht jedoch jetzt, daß dieſer „Dr. G.“,
der in Berlin über ihm naheſtehende Helfer verfügen muß. ſeiner-
ſeits Thormann vorgeſchoben hat, um ſich dann im Dunkel zu
balten. Er hat an den Jeſprechungen, die zwiſchen dem zu dem
Attentat ſcheinbar bereiten angeblichen D. und Thormann ſtatt-
gefunden haben, nur ein einziges Mal teilgenommen und ſich dabei
wiederum eines Pſeudonyms bedient, indem er ſich als ein Dr. B.
rorſtellte. Er gab aber durch ſein ganzes Verbalten dabei zu er-
kennen, daß er bei dieſer Angelegenheit unbedingt im Hintergrund
zu bleiben wünſche. Jn dieſem Zuſammenhang muß, entgegen
anderslautenden Darſtellungen, darauf hingewieſen werden, daß
Thormann und „Dr. G.“ mit dem fertigen Mordplan nach Berlin
gekommen ſind und ihrerſeits die Einzelheiten des Anſchlags den
Herren D. und E., die dann den Behörden von dem drohenden
Attentat Mitteilung machten, unterbreitet haben. Wie ſie ſelbſt
dabei erklärten, haben ſie ſich mit dem Mordplan ſchon ſeit den
erſten Tagen des Jannar beſchäftigt. Allein aus der Tatſache, daß
ſie mit den töglichen Gepflooenheiten des Oberbefehlshabers ſo gut
vertraut waren, geht hervor, daß die beiden noch irgendwelche Helfer
in Berlin haben müſſen Darauf deutet auch der Umſtand, daß
Dr. G. von der Verhaftung Thormanns und damit der Aufdeckung
des ganzen Plares durch einen unerkannt gebliebenen
Komvlicen anſcheinend ſo rechtzeitig Nachricht erhalten hat,
daß die mit ſeiner Verhaftung betrauten Kriminalbeamten das Neſt
bereits leer fanden. Wie ernſt es ſowohl Thormann wie Dr. G.
mit ihren Mordabſichten geweſen iſt, beweiſt ferner der Umſtand,

Akkentaks auderſehenen Herrn T. bis an das Tor des

Geſinnung zu werden und von dem Voörh
zutreten.

Wie wir hören, verſucht der in Unterſuchungshaft befindliche
Thormann jetzt, die Hauptſchuld auf die mehrfach genannten Herren
D. und C. abzuwälzen, und behauptet, daß D. ihn zu dem Plan
überhaupt erſt angeſtiftet habe. Er verſucht weiterhin, den 8
für ſich in zu nehmen, doch dürfte durch die gerichtsärzt-
ſiche Unterſuchung ſehr bald feſtgeſtellt werden ob Thormann ſich
im vollen Beſitz ſeiner Geiſteskräfte befindet. Jm übrigen werdendie Ausſagen Thormanns ſehr bald durch die Vernehmungen
Dr. Gss, der ebenfalls im reiferen Alter ſteht, nachgeprüft und
ergängt werden fönnen.

Wie der „Vorwärts“ weiter erfährt, iſt der verhaftete Komplice
Thormann bereits in Berlin eingetroffen. Es ſtellt ſich heraus, daß
er tatſächlich der Organiſation C. (Wiking) angehört und als
Verpflegungsoffizier der Ehrhardi-Gruppe tätig geweſen iſt. Es
fanden ſich bei ihm noch Bettelbriefe der EhrhardtG.uppe an
Landwirte um Lebensmittel und Unterſtützungen aus dem De
zember vorigen Jahres. Die weitere Unterſuchung dürfte wahr-

über die Zuſammenhänge und die Hintermänner dieſer
nditen intereſſante Aufſchlüſſe geben.

Bayerſſches Volksbegehren.
Was will die Bayeriſche Volkspartei

München, 21. Januar. (Eig. Drahtbericht.)
Auf Grund des Beſchluſſes des Landesausſchuſſes der Bahe

riſchen Volkspartei vom 29. Dezember 1923 hat die
Landesvorſtandſchaft der Partei am 19. Januar dem zuſtändigen
Miniſterium des nern folgende Volksbeg ehren unter
breitet:

1. Wir r folgenden t Der Bayeriſche Landtag
wird ſofort aufgelöſt. Jn der ründung hierzu heißt es: „Da
der Landtag ſowohl bei der Erledigung des Ermächtigungs-
r wie in der Reform unſeres Verfaſſungslebens kläg
i ch hat, ſo iſt er nach unſerer Ueberzeugung in ſolch

ſchroffen Widerſpruch zum Willen der Volksmehrheit getreten, daß
wir ſeine Auflöſung ohne jede weitere Verzögerung für not-
wendig halten.“

2. Wir begehren ndes Verfaſſungsgeſetz: Der im erſten
Halbjahr 1924 neugewählte Landtag iſt ermächtigt, ein Geſetz zur
Umgeſtaltung der bayeriſchen Verfaſſung mit einſacher Mehrheit
ſeiner Mitglieder zu beſchließen. Jn der hier beigefügten Be
gründung heißt es: „Die bayeriſche Verfaſſung vom 14. Auguft
1919 entſpricht u .E. nicht mehr dem Verfaſſungswillen der Volks-
mehrheit und den Bedürfniſſen des Staates. Alle Erſuche, den
Verfaſſungs wünſchen durch eine parlamentaviſche Verfaſſung
änderung Rechnung zat twagen, ſcheiterten, weil die Verfaſſung in
ihrem ben 22 einer kleineren Minderheit die Möglichkeit
gab, alle ihren Abſichten nicht entſprechende Verbeſſerungen zu
vereiteln. So erging es dem Verſuch, durch re er
Volksabſtimmung dem Volke ſelbſt einen größeren unmittelbaren
Einfluß auf die wichtigen Stagtsentſcheidungen zu gewähren, ſo
bei dem Verſuch, einen unmittelbar vom Volke gewählten
Stagatspräidenten zu ſchaffen, der jederzeit unabhängig
das Volk zur Entſcheidung oder Neuwahl hätte aufrufen können.
Aus dem gleichen Grunde erwies es ſich als unmöglich, das Ein
kammerſyſtem, d. h. des unbeſchränkten Parlamengarismus, der
das Staatsleben ſtark der parteipolitiſchen Zerriſſenheit auslieferte und in leben wichtigen Fragen völlig verſagt hat, zu ver

beſſern durch Schaffung einer zweiten Kammer, die an den wichtig
ſten Entſcheidungen im Staate teilnehmen ſoll. Das Volk muß
deshalb ſelbſt die notwendigen Reſormen in die Wege leiten.“

Die Einzeichnungsäliſten werden nun ſpäteſtens am 26. Januar
in allen bayeriſchen Gemeinden drei Wochen lang aufgelegt. Die
Einzeichnungen erfolgen öffentlich unter Prüfung der Stimm-
berechtigu Für jeden der beiden Vorſchläge müſſen ſich 800 000
Stimmen finden. Erſt dann wird ſich das bayeriſche Volk in
ſeiner Geſamtkeit über die Wünſche der Baheriſchen Volkspartei
entſcheiden müſſen. Es wird der Partei nicht ſchwer ſein, die
jetzt geforderten 800 000 Stimmen aufzubringen, es dürfte ihr
aber kaum gelingen, die für den eigentlichen Volksentſcheid viel
höhere Stimmenzahl aufzubringen. Man muß alſo annehmen,
daß die Bayeriſche Volkspartei bei der Einbringung dieſes Volks
M vor allem auch durch Wahlrückſichten geleitetwor iſt.

Der umgetaufte „Völkiſche Beobachter“.
München, 20. Jantar. (Eig. Drahtbericht.)

Von heute, Montag, an erſcheint in München ein neues völkiſches
Organ, das ſich „Groß deutſche Zeitung nennt. Damit
haben offenbar die Bemühungen der Leute des „Völkiſchen Be
obachter“, die ſeit Monaten unter Zubilfenahme der Berufs-barganifationen der Preſſe mit dem Generalſtaatskommiſſar ver
handelten, den Erfolg gehabt, daß ſie unter Zuſicherung ihrer
Loyglität und Aenderung des Zeitungstitels ein nenes Blatt
für die völkiſche Bewegung heragusgeben dürfen. (Jm Land der

das Dr. G zuſammen mit Thormann den für die Ausführung des Ordnung geht alles, ſoweit es nach rechts ausſchlägt.)

Aber damit war das Furchtbare eingetreten, das ſchon ſoviel
Nenſchenglück zerſtört hat: die Trunkſucht. Erſt beginnt es den

Menſchen mit Widerwillen zu erfüllen, aber es nähert ſich ihm mit
gleifender Fratze, zieht iiber die Wirklichkeit einen dichten Schleier,

gaukelt Traumbilder vor und krönt den Geprellten gar zum König
bis die Krallen wieder loslaſſen und ihr Opfer mit jähem Sturze
hinabſtoßen ins CElend. Mit Schrecken ſahen die Kinder dieſe
Szenen, und ihre kindlichen Begriffe und Gefühle ſagten ihnen,
daß hier eine Wandlung vor ſich gehe, die ihnen Schlimmes bringen
werde. Ein einziger Schrei des Entſetzens drang aus drei Kinder
keblen aus der Ofenecke.

Am nächſten Morgen war die in der vergangenen Nacht her
zeſtellte holde Eintracht wieder dahin. Die Ernüchterung war ein
erogen und marhte ſich breit in ihren ganzen granſamen Folgen.
Jhr körperlicher Zuſtand war bald“ wieder hergeſtellt. Aber aus
allen Ecken der Wohnung grinſte das Elend, die Armiutt von geſtern.
Die roſigen Bilder, die der Rauſch vorgaatkelte, entſchwanden wie
Nebel vor der rauhen Wirklichkeit. Der beiden Heimkehrer bemäch-
tigte ſich eine andere Stimmung. Schen wichen ſie einander aus,
und die Kathl ſchämte ſich wohl gar, ſchämte ſich vor ihren Kindern.

Wie konnte dies auch anders ſein! Die wenigen Groſchen, die
zum Anſchaffen der Lebensmittel doch ſo nötig gebraucht wurden,
waren in der Kneive geblieben. Oede und Leere ſtarrte aus jedem

und aus jedem Tovfe und der hungrige Magen knurrte
nun auch bei den Eltern. Das wurde Anlaß zu einer neuen hefti-
gen Auseinanderſetzung zwiſchen den beiden Ehegatten ſchon am
frühen Morgen. Das fetzte ſchon ein, als der Morgen graute. Der

Frühaufſteher; er war ſolche Zechereien gewöhnt, aber
die Kath! liebte nach dieſer Nacht die Bettruhe. Das war die Ein-
leitung zu dem Krach, der ſo lange währte, bis der Hans fluchend
mit mächtigem Plautz die Tür zuwarf und nach ſeiner Arbeits
ſtätte ging

Daß die Kathl im Hans eine günſtige Zielſcheibe ihres Rede-
ſchwalls gefunden hatte, den dieſer mit mehr oder weniger
iaſſenheit hinnahm, kam den Kindern zugute. Als ſie ſich von
ihrem Lager erhoben und in die Stube traten, war der „Sturm“
vorbei.

Der kleine „Kanten“ Brot,
vorden war, wurde vom Vater beſchlagnahmt.

Kaſten

BeVater war

der noch für dieſen Tag gerettet
Es war ſchon Ge-

wohnheit geworden, daß die Kinder kein Brot mit zur Schule be
kamen. Sie lag im anderen Dorfe, und auf dem Wege dorthin
ſtanden doch Häuſer: darirk wohnten mildtätige Leute, bei denen
ſelten um einen Biſſen Brot vergeblich angeklopft wurde. Das
war der Schulgang.

Dabei blieb es nicht.
Die beiden größten der Kinder, die Lene und der Michl, hatten
ſich an dieſen Zuſtand gewöhnt. Ja, die Lene hatte es zu einer
gewiſſen Fertigkeit gebracht, aber dem Michl fiel das Geſchäft
ſchwer. ftmals bungerte er lieber, als den Bauern gute Worte
zu geben. Dies hatte dann meiſt zur Folge, daß ſich eine Prügelei
zwiſchen den beiden entſpann, weil die Lene die „Arbeit“ auch nicht
allein verrichten wollte.

Was die beiden Kinder nicht ſchaffen konnten, das wurde dann
von der Mutter beſorgt. Die Bauern im Ort und den umliegenden
Dörfern wußte ſie ſich geſchickt tributpflichtig zu machen. Da ſie
überall bekannt war, wurde ſie ſelten abgewieſen. Aus der Regel
mößigkeit wurde eine gewiſſe Selbſtverſtändlichkeit, womit ſich die
Dorfbewohner abfanden. Wenn ſie irgendwo einmal Widerſtand
fand, dann antwortete ſie treuherzig: „A was, m'r ſan halt net d'
oanz'gen Bettelleut'!“ Und da mochte ſie recht haben es gab
deren ſchon noch mehrere!

Freilich, die hohe Obrigkeit war ſcharf hinter dem Bettelvolke
ber. Sie konnte es nicht dulden, daß die „arbeitſame Bevölkerung
von den „Faulenzern“ und „Nichtstuern“ gebrandſchatzt wurde.
Das war ſtrenge Regel. Auf die ſozialen Zuſtände wurde da keine
Rückſicht genommen. Jedoch war es dahin gekommen, daß man
in den Heimatdörfern gegenüber der Familie des Buchauer Hans
ein Auge zudrückte. Wenn aber die „Grenze“ überſchritten wurde,
dann gab es einen Hereinfall.

Die Kathl war ins Pfälziſche geraten. Dort hatte ſie der Dorf-
büttel erwiſcht, und am Abend lautete ihr h hoat
mi halt der ſakramenſchte Grünſchnabel d'rwiſcht. Jatzt hab' i
mei drei Tag' Bettelſtraf' und hab' erſt mei drei Tag' weg!
So i r S wahrte ſeine Würde, und

um Betteln war er nicht gleich zu bewegen. Da brach aber ſeineLeidenſchaft 7 durch. Sie riß ihn mit, und in ſolchen Augen-
blicken vergaß er all ſeine guten Vorſätze. Schließlich wagte auch
er es, an die Türen zu Nopfen und wenn er meinte, daß es
„reichte“, ging er wieder verächtlick an dieſen vorüber.

(Fortſetzung folgt.).
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Beleſdigungsklage gegen General v. Seegtt

Das Deutſche Friedenskartell hat eine Eingabe
Reichskangler gerichtet, in der die ſeit einiger Zeit ſoviel S
Fragen der Ergänzung der Reichswehr bzw. der zSchwarzen Reichswehr“ un Mia W
a formulierter Frageſtellungen gem Die Begründung gab einen Ueberblick über die Tatſ und erörterte die
innenpolitiſchen wie die außenpolitiſchen Konſequengzen.v. Seecdkt hat darauf, wie das Deutſche Friedenekartel mitteilt, mit
„den Mitteln des Ausnahmezuſtandes, gang unabhängig von einem
etwaigen Verfahren wegen Landesverrats. gedroht, wenn die Ver
faſſer der Eingabe die Fragen zur öffentlichen Diskuſſion ſtellen

e r heißt es in der Mitteilung des Deutſchen Friedens
ſchweren Beſorgniſſen um die Sicherheit der Republik und um die
Vertrauenswürdigkeit unſerer auswärtigen Politik diktierte Ein
gabe als ein Eintreten für die Durchführung des Verſailler Ver
trags „im Jntereſſe der der T und als „Gipfel
nationaler Würdeloſigkei zu bezeichnen, werden die
für die Eingabe verantwortlichen Mitglieder des Friedenskartells
Beleidigungsklag e, gegen Herrn v. Seeckt einreichen.
Recht ſo!

Kahrs Ende?
du 227 20. Januar. (Eig. Drahtb.))as Regime des Generalſtagtskommiſſars in Bayern neigt ſiſcheinbar dem Ende zu. Die bayeriſche Regierung beabſichtigt d

Landtag bereit in den allernächſten Tagen, entſprechend dem
Wunſech des Skändigen Ausſchuſſes, eine Verordnung zur Siche
rung der Wahlfreiheit vorzulegen.
nung ſoll der Generalſtaatskommiſſar für die Wahlzeit ſeine Haupt
befugniſſe en das Geſamtminiſterium zurückgeben. Dieſe Rückgabe
dürfte ein dauern der Zuſtand werden, i
Auflöſung des Generalſtaatskommiſſariats enden wird. Den
Siegeszug, den Herr v. Kahr alſo im September vorigen Jahres
über das ganze Reich antreten ſollte, endete mit ſeiner eigenen
Niederlage infolge eigener Unfähigkeit.

Völkiſch-ſoziale Blocks.
München, 19. Januar. (Eig. Draht.)

Nach außen hin iſt die eigentliche Partei Hitlers, die National
ſozialiſtiſche, nach wie vor antiparlamentariſch eingeſtellt; ſie wird
alſo bei den kommenden Wahlen als ſolche nicht in die Erſcheinung
treten. Um ſo eifriger bemühen ſich die Hitlerleute aber, ihren
Einfluß im Parlament zur Geltung zu bringen, indem ſie und
ihre Kampforganiſationen gemeinſam mit allen Bünden und
Gruppen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung in allen acht baye
riſchen Landtagswahlkreiſen ſogenannte völkiſch-ſozigle
Vlocks aufmachen, die ihre eigenen Kandidatenliſten aufſtellen.Solche Blocks wurden bereits gebildet in Oberbayern (München),

Schwaben (Augsburg) und Mittelfranken (Nürnberg). Die
Nationalſozialiſten werden alſo wie ihre dopvelzüngigen
Kumpane von der äußerſten Li im Wahlkampfe Gift und
Galle auf das Parlament ſpucken, gleichzeitig aber alle erdenk
lichen Anſtrengungen machen, um einen möglichſt großen Einfluß
im Parlament ſelbſt zu gewinnen.

Die aritte Steuernotverordnung.
Die Verhandlungen über die dritte Steuernotverord-
nung, die ſeit Wochen innerhalb der Reichsregierung im Gange
waren, ſind abgeſchloſſen. Die dritte Steuernotverordnung iſt
jetzt dem Kabinett zugegangen und dürfte dort vorausſichtlich in

de re W r esem Rei m ichswirtſchaftsr i hnerausſchuß des Reichstags zugehen. Jm Fünfgzehnevausſchuß dürfte
die kaum vor Ende des Monats beginnen.

Ueber den Jnhalt der Verordnung läßt ſich vor ihrer Erledigung
durch die Regierung Genaues n ich
da das Reichsfinangzminiſterium ſeinen urſprünglichen Vorſchlag
des Verbots der Aufwertung fallengelaſſen hat, daß künftig eine
Aufwertung in beſtimmtem Umfange z ul äſſig ſein wird,
keineswegs aber für alle Geldforderungen. Es iſt vielmehr an
zunehmen, die Reichsregierung nach wie vor die Aufwertung
der Reichs, Staats und Gemeindeanleihen ablehnt, alſo auch
die der Sparkaſſenguthaben.

Biberale und Labour Party.
London 20. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Der parlamentariſche Berichterſtatter des Mancheſter Guar-
dian“ verſichert, daß die Liberale Partei ganz zielbewußt
vorgeht, indem ſie an ihrem Entſchluß feſthält, der Regierung Bald-
win das Mißtrauen auszuſprechen. Für ſie ſei die Hauptſache,
daß die Regierung des Schutzzolles geſchlagen werde. Alles
habe ſich bisher programmgemäß entwickelt. Was nun nach der
Bildung der Arbeiterregierung geſchehen werde, müſſe abgewartet
werden und hänge von den Ereigniſſen und der Politik der Erben
Valdwins ab. Fedenfalls würden die Liberalen über jeden von der
Arbeiterregierung eingebrachten Geſetzentwurf und über jede von
ihr beſchloſſene Maßnahme mit der größten Sorgfalt
wach en. Aber dieſe Wachſamkeit werde von gutem Willen und
nicht von un freundlichen Gefühlen inſpiriert ſein.

Unvermeidlicher Streik.
»London, 20. Januar. (Eig. Drahtbericht.)

Die Bemühungen der Gewerkſchaften, in dem Konflikt zwiſchen

die bis Sonntag nachmittag angedaurt haben, führten zu keinem
Neſultat. ſo daß der Streik nunmehr als unvermeidlich
gilt. Man nimmt an, daß er bereits um Mitternacht beginnen
wird

London, 21. Januar. (WTVB.)
Der Vorſtand der Lokomotivführer- Vereinigung

hat beſchloſſen, ſeine Streikankündigung nicht zurückzunehmen.

Poincare verteidigt „die allgemeine
Eintracht

Paris, 21. Januär. (WTB.)
Loincaré betonie am Schluß einer Rede die er geſtern zur

Einweihung eines Kriegerdenkmals im 7. Pariſer Arrondiſſement
nelt: Wenn Frankreich für die Beachtung der Friedensverträge
und die Aufrechterhaltung der in ihnen feſtgelegten Rechte eintrete,
ſo wolle es damit die allgemeine Eintracht verteidi-
gen. (1). Frankreich wünſche unter dem Schutze des beſchworenen

Vertrags in Sicherheit zu leben und die Schäden, die es durch den
Krieg erlitten habe, wieder qutzumachen. Es wünſche das Glück
aller Bölker, micht nur das ſeiner Alliierten, ſondern auch das
ſeiner ehemaligen Feinde, vorausgeſetzt, daß ſie ihre Vergangen-
heit ausmerzen. Es wünſche nichts weiter, als daß es nicht um
das gebracht werde, was ihm verſprochen wurde, und daß es nicht
Miawieder von ſeinem Nachbar an der Kehle gepackt werde.

Der bayeriſche Arbeitsmarkt. Jn Bayern wurden am 4. Januar
127 000 männliche und 22 000 weibliche Arbeitsloſe und 187 000
Kurzarbeiter feſtgeſtellt. Die Kurz arbeiter erfuhren in den
letzten Tagen eine merkliche Abnahme, während die Zahlen
Lage Vollerwerbsloſen keine weſentlichen Veränderungen auf-

eiſen.

General be

„Da Herr v. Seeckt ſich nicht enthalten konnte, die von bahn

Nach dieſer Verord 8

der wiederum mit der

t ſagen. Feſt ſteht jedenfalls,

Inaultrielle Wühlarbeit in Paris.
Die Hand nach der dentſchen Eiſenbahn.

Paris, 21. Januar. (Eig. Drahtbericht.)
Der 7 nt der Reichsbank Dr. Sch acht iſt am Sonnabend

mittag 2 Uhr in Paris eingetroffen. hat ſich vom Bahnhof aus
direkt nach dem Sitz des Sachverſtändigengusſchuſſes

n, wo er mit deſſen Mitgliedern zum Zwecke der Fühlung-nahme eine als inoffiziell anzuſehende Beſprechung hatte. Die erſte

v n Sitzung findet heute. Montag nachmittag, um
r, ſtatt.

Der Sachverſtändigenausſchuß iſt nach einem offiziellen Com-
munique neuerdings in eine Prüfung der Lage der deutſchen Eiſen

en und ihrer Rentabilität eingetreten. Er hat zu ſeinen
Beratungen zwei der bekannteſten Eiſenbahnſachverſtän-
digen, von denen einer engliſcher, der andere franzö
ſiſcher Nationalität iſt, hinzugezogen. Jnnerhalb des Sachver
ſtändigenausſchuſſes ſcheint eine ſtarke Tendenz zugunſten der völli
gen Unabhängigmachung der deutſchen Eiſenbahn vom Reiche und
ihrer a nertragung an eine oder mehrere Privatgeſellſchaften vor
zuherrſchen. (1) Es iſt bedauerlich, feſtſtellen zu müſſen, daß
der Ausſchuß auf dieſem Wege beſtärkt wird durch die Machen-
ſchaften bekannter deutſcher Großinduſtrieller, die ſeit einiger Zeit
in Paris eine für die nationalen Jntereſſen Deutſchlands ver
heerende Aktivität entfalten. ß

Paris, 21. Januar. (WTVB.)
Dem „New York Herald“ zufolge wird niemand erwarten,erſt die Beſprechung mit Dr. Schacht die Frage kläven e

wie weit das Sachverſtändigenkomitee in der Ausführung ſeines
Arbeitsprogramms gehen könne. Poincaré habe darüber keinen

weifel gelaſſen daß er den franzöſiſchen Sachverſtändigen gewiſſe
rſtruktionen erteilt habe. Gegenſatz zu den anderen ſeien

alſo die franzöſiſchen Sachverſtändigen nicht unabhängig von ihrer
Regierung.

Das heißt alſo, daß die franzöſiſchen „Sachverſtändigen“ das
Urteil fällen werden, das der Herr Poincaré wünſcht. Wahrlich,
Herr Poincaré iſt ein ehremwerter

Neuer Konfliktsſtoff.
Franxöſi ſche Sophiſtik.

London, 21. Januar. (WTVB.)
Jn Blättermeldungen aus Köln heißt es, die franzöſiſche

Regie habe den britiſchen Behörden den Krieg erklärt durch Ver
nung einer Blockade gegen alle Einfuhr, ausgenommen

ebensmittel- und Militärtransporte. Dies ſtelle eine un-
verhohlene Anſtrengung dar, den Handel und die Jnduſtrie auszu-
hungern. Die Frage entſtehen jetzt, ob britiſche Kohle noch länger
nach der franzöſiſchen und der belgiſchen Zone geſandt werden
ſolle, ſolange dieſe Blockade andauere.

Paris, 21. Januar. (WTVB.)
teilt offiziös mit, daß die britiſche Regierung es abgelehnt

ſich mit der Regierung über die engliſche Zone zu verſtändi-
was für deren Anſehen für den Bereich von Köln eine beträcht-

iche Erſchwerung darſtelle. Jnfolgedeſſen habe es ſich als nötig
herausgeſtellt, Maßnahmen zu treffen, die eine ſtraffe Konzen-
tration des Verkehrs auf den übrigen Strecken ermögliche.
Eine endgültige Entſcheidung ſei aber anſcheinend noch nicht ge

Wirtſchaftspolitik.
Der internationale Deviſen- Markt.

Der intereſſanteſte Vorgang am internationalen
Deviſenmarkt war am Sonnabend die weitere leichte Ab
ſchwächung des engliſchen Pfundes. Jnfolge dieſer Senkung wurde
der Kurs eine Kleinigkeit niedriger mit 16 bis 17,96 feſtgeſetzt.
Pfunde in Neuyork ſind von 25 auf 232 zurückgegangen, und ent-
ſprechend notiert auch das Pfund an den anderen Auslandsbörſen.
Demgegenüber hat das Intereſſe für die Pariſer Deviſe etwas nach
gelaſſen, um ſo mehr, als der Kurs ſeit geſtern ziemlich unver-
ändert iſt. Pfunde gegen Franken ſtellten ſich auf 9234 bis 93.
Der Berliner Kurs von 193 Milliarden iſt unbedeutend niedriger
als geſtern.

Die Repartierungen wurden wie geſtern vorgenommen.
Für London und Amſterdam wurden je 15 Prozent zugeteilt, auf
Neuyvork je 10 Prozent.

Am Notenmarkt kam es zu folgenden Repartierungen.
Große Dollarſtücke 1 Prozent, kleine 8 Prozent, große Pfundnoten
25 Prozent, kleine voll, franzöſiſche Noten 75 Prozent und italie-
niſche 10 Prozent.

Die Feſtigkeit der Mark im Ausland hält an, insbeſondere aus
Amſterdam wird ein Kurs von 64 für die Mark gemeldet. Aus
dieſer Feſtigkeit für die Mark erklärt ſich auch, daß heute ſtärkere
Abgaben des Auslandes in Deviſen hier beobachtet wurden. Es
ſchien insbeſondere in Amſterdam und Zürich das Beſtreben vor
zuherrſchen, Deviſen gegen Mark zu tauſchen.

An der Neuyorker Schluß- und Nachbörſe wurde die Mark zu
einer Dollarparität von 4,15 Billionen (nominell) bewertet.

Gewerkſchaftsbewegung.
Einigung im Metallarbeiterkampf?

Vereinbarungen über grundſätzliche Anerkennung der 48-Stunden
Woche. Befriſtetes Ueberzeitabkkommen. Urabſtimmung über

Annahme oder Ablehnung der Vereinbarungen.
Von der Bezirkeleitung des DMV. erhalten wir über den Stand

des Kampfes in der mitteldentſchen Metallinduſtrie folgenden Be
richt: Die am Sonnabend, dem 19. Jannar in Magdeburg vor
dem Schlichter ſtattgefundenen Verhandlungen führten nach un-
unterbrochener zwölfſtündiger Verhandlung zu dem Ergebnis, daß
bezüglich der Arbeitsgeit die 43-Stunden Woche grundſätzlich feſtgelegi wird. Die regelmäßige Arbeits: kann auf 54 bzw.
56 Stunden ausgedehnt werden. Eine Protokollnotig beſagi, daß
der Verband Mitteldautſcher Metallinduſtrieller keine Ein
wendungen zu erheben hat. wenn in den Betrieben weniger als
54 Stunden gearbeitet wird, während die an dem Tarifvertrag be
terligten Gewerkſchaften keine Einwendungen zu erheben haben.
wenn die Arbeitszeit bis zu 565 Stunden ausgedehnt wird. Dieſes
üeberzeitabkommen ſoll am 4. Februar in Kraft treven
und bis zum 30. Juni 1924 Geltung haben. Bezüglich der Ent
lohnung wurde der Mi ohn ab 20. Januar um 2 Pf. pro
Stunde erhöht, ſo daß für Facharbeiter 44 Pf. für Angelernte
50 Pf., und fü lernte 34 Pf. in Frage kommen. Dieſer Lohnir Unge
ſoll Geltung haben bis 16 Februar.wen einer Protokollnotiz wurde feſtgelegt, daß die Wieder
einſtellung im der Beſchäftigungsmöglichkeit erfolgt
und die Betriebsvertretung bei Nichtwiedereinſtellung mitgureden
hat. Ferner wurde 7 t, daß Maßreglungen aus Anlaß dieſera r nicht attfinden

ne Konf der Geſchäftsführer W r der r e drei Tarif
rn

wobei die Entſcheidung der Magdeburger
bereits 14 Tage befinden,an ſein irre De len i i War r

I

Metallarbeiter, die

wurde auf Dienstag, an

zwe h der Urabſtimmung der Motall
arbeiter auf die ſowie auf den ganzen Verhandlung
gang zurückzukommen.

Gottfried Tindner ung der Streix.
Von den Streikenden der Ammendorfer Groß firma Lindw.r wird

uns geſchrieben: Eine Firmo, die ſich nur nach geſetzlichen Be
ſtimmungen richtet, wenn ſie ſich gegen die Arbeiterſchaft wenden,
iſt die bei der Arbeiterſchaft ſattſam bekannte Waggn und
Karoſſeriefabrik Gottfried Lindner, A.G., Ammendorf. Jn einer
Stveikverſammlung der letzten Woche erklärte der Bekrriebsrats
vorſitzende den Streikenden jedenfalls im Auftrage dex Firma,
daß aus techniſchen Gründen die Firma nicht in der Ftage wäre,
den rückſtändigen Lohn vom 7. bis 12. Januar am Freitag dem
18. Januar (dem Fälligkeitstermin) zu zahlen. Die Zoihlkung ſolle
am Sonnabend, dem 19. Janugr, ſtattfinden. Die Stweibenden der
Firma Lindner fanden ſich nun am Sonnabendnachwittag 2 Uhr
vor der Fabrik ein, um ihr verdientes Geld in Empfawg zu nehmen.
Als die Arbeiter vor der Fabrik erſchienen, ſahen ſie das Tor von
fünf Landjägern, welche Teil Hunde mit ſich ſwihrten, beſetzt
die den Auftrag hatten, memand in den Hof zu laſſen. Scheinbar
alles „auf Grund geſetzlicher Beſtimmungen“, Hhintes denen fich die
Direktion der Firma Lrndner bei jeder Gelege heit verſchangt.
Nach längeren Auseinanderſetzungen mit der Polizei vor dem Tore
geſtattete die Direktion, eine Kommiſſion aus der Mitte der Ar
beiterſchaft zu hören, wenn die Maſſe ſich vom Fabriktor entferne.
Einſichtig genug, um durch die Verhandlung der Kommiſſion zu
ihrem Lahn zu kommen, entfernte ſich die Belegſchaft. Wer nun
alaubte, daß die Direktion ſich zu Verhandlungen herbeilaſſen
würde, der irrte. Nachdem die Polizei die Maſſe bis zur Halleſchen
Straße fortgedrängt hatte und die Schachtſtraße abgeſperrt hielt.
rerſchwand die Direbtion hohnlächelnd unter dem Schutze der
Polizei. Sie ließ erklären, daß ſie ſich auf müchts einlaſſe. Hier

igt es ſich mit aller Deutlichkeit, mit welcher Kühnheit ſich dasKapital über die geſetzlichen Beſtimmungen, die zum Schutz für
die Arbeiterſchaft beſtehen hinwegſetzt. lte es jemand der
Lindnerſchen Arbeiterſchaft verargen, wenn fie auf Grund dieſes
Vorgehens zu Gewaltmaßnahmen gegriffen hätte? Doch die Be
ſennenheit ſiegte und ſo zogen die Streikenden murrend ihrer Heim
ſtätte zu. Verſchiedenen Kollegen iſt es in den letzten Wochen

gedrückt wurde Dieſes Gebaren ſollte für diejenigen Arbeits
kollegen, die ihren kämpfenden Brüdern in den Rücken gefallen
ſind, genügen und ſie veranlaſſen, die Arbeit fofort einzuſtellen
und ſich ihren kämpfenden Kollegen anzuſchließen, Eine Kommiſ-
ſion von 3 Kollegen begab ſich ſofort nach a de zu den zu
ſtändigen behördlichen Stellen, um dieſelben auf die geſetzwidrige
Handlungswerſe der Firma Lindner aufmerkſam zu machen und
um die Unterſtützung zur ſofortigen Erlangungen des Lohnes nach
zuſuchen.

Verſammlung der Leuna-Metaliarbeiter.
Von der Streikleitung erhalten wir einen längeren Bericht, aus

dem wir das r folgen laſſen: Die Ortsverwaltung und
Streikleitung hatte zu Sonntag vormittag eine Verſammlung der
in Leuna beſchäftigten Metallarbeiter einberufen. um über die Be
deutung, die der Kampf der Metallarbeiter auch für die Metall
arbeiter des Leunawerkes hat, Aufklärung zu ſchaffen. Dem Rufe
waren etwa 500 Kollegen folgt. Kollege Bürg rte
der üblichen Verurteilung der bisher von den Spttzenorganiſationen
bisher betriebenen Lohnpolitik die traurige Lage, unter der auch
die LeunaMetallarbeiter ſeufzen. Gegen die maßloſe Ausbeutung
durch das Kapital gibt es nur ein Mittel: der enge Zuſammen
ſchluß der Maſſen. Die Arbeiter müſſen endlich erkennen lernen,

ihre traurige Lage nur durch Anwendung des ſchärfſten
Klaſſenkampfes verbeſſert werden kann. Deshalb iſt es Pflicht der
Kollegen des Leunawerkes, ſich wieder eine ſtraffe Organiſation zu
S um auch dort wieder menſchenwürdige Lohn und Arbeits-

ingungen zu erkämpfen. Jm Anſchluß gab Kollege Japp von
der Streikleitung einen krrzen Bericht über die eigentlichen Ur
ſachen, die zum Kampf geführt haben. Jn der regen Diskuſſion
wurde darauf hingewieſen, daß durch Aushang die neuen Lohnſätze
bekanntgegeben ſind. Da jedoch keiner weiß, zdurch wen und wo
dieſe Lohnſätze vereinbart worden ſind, wurde folgender Antrag
einſtimmig angenommen

„Damit die Kollegen des Leunawerkes ihre Organiſationsver-
tretungen und Betriebsrat perſönlich kennenlernen, wird die Orts-
verwaltung des DMV. Halle beauftragt, ſich mit den führenden
Organiſationen der chemiſchen Jnduſtrie in Verbindung zu ſetzen
und für Sonntag eine für alle Arbeiter des Leunawerkes ſtatt
findende Verſammlung einzuberufen. Dazu iſt zu laden der Ver
treter des Fabrikarbeiter-Verbandes, der Maſchiniſten und Heizer,
und beſonders der Betriebsrat. Die Kollegen erwarten vom Be
triebsrat, daß er keine anderen Veranſtaltungen feſtlegt.“
In der weiteren Diskuſſion wurde von allen Rednern den halli-
ſchen Kollegen ihre Sympathie ausgeſprochen. Sie verpflichteten
ſich. die im Kampf befindlichen Kollegen finanziell zu unter
ſtützen.

Aus aller Welt.
handgranatenattentat auf einen Feſtzug.

Jtzehoe, 21. Januar.
f einen Feſtzug, der ſich anläßlich des Reichsgründungs-ar r hre Straßen von Jtzehoe bewegte, wurde ein Hand

grangatenagattentat verübt. Dabei wurden 14 Perſonen
verletzt, zwei Frauen und zwei Reichswehrſoldaten ſchwer.
Die Täter konnten noch nicht ermittelt werden. Man nimmt an.
daß das Attentat von Kommuniſten ausgeführt wurde, die
ſchon tags vorher gedroht hatten, etwas gegen den Feſtaug zu
uwternehmen.

Ein er deutſcher Segler überfällig. dian für Handel und Se t r u. Fiſcher
gehörige, 3200 Tonnen große Segelſchiff das Ende Jumi
19283 den Ham en zur Fahrt nach China verließ, iſtſeit vierzig Tagen überfällig. Die letzte Nachricht
des Seglers, der eine Beſatzung von vierzig Mann an Bord hat.
ſtammt vom 18. Oktober cus der Baliſtraße in Oſtindien. Es
beſteht nur wem daß das Schiff den ung
hafen noch ervei wird. rer Mord an dem Landwirt Gröſchke. Jm Jahre 1921 wur!der Duke Gr öſchke aus Lübben, ein ehemaliger Offizier auf
der Sendſerrge zwiſchen Neuhof und Mückendorf, abſeits vom Wege,

ermordet und beraubt aufgefunden. Der Mörder hatte ihm hinter-
rücks mit einem ſtilettartigen Werkzeug mehrere tödliche Stiche bei
gebracht und ihm ſämtliche Wertſachen geraubt. Als Täter kam
ein Mann in Frage der an Gröſchke geſchrieben hatte, er wolle ſein
Anweſen verkaufen. Nach längerer Korreſpondenz fuhr Gröſchke
nach Berlin, wo er ſich mit dem Manne traf. Am nächſten Tage

man ihn ermordet. Die Kriminalpolizei hatte erkundet, daß
mehrere Gutskäufer mit dieſem Manne zu tun gehabt hatten, der

Max Lehmann oder „Hans Berg nannte. Auf Grund eines
busſchreibes wurde jetzt in Frankfurt a. M. ein Stallſchieizer
Paul Bell verhaftet. Seine ndſchrift weiſt darauf hin, das
der angebliche Gutskäufer un Mörder iſt. Der Verhaftete wir
nach Berlin gebracht und der Kriminalpoligzei vorgeführt.

i ödi i ttilientragödie. Ein 21 Jahre alter Bankbeamter in Stute auf ne alte Mutter einen Schuß ab und tötete ſich

Das der Nordiſchen

den a die
2 hmer r zur Urabſtimmung unterbreitet werden.

ſelbſt. Die Frau ſtarb an den Folgen des Schuſſes. DerGeund vur Tat ſoll eine unheilbare Krankheit des Sohnes geweſen

paſſiert, daß ihnen die leere Lohntüte am Freitag in die Hand

er ſchilderte nach
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alhalia Lic nearer richten sich augenblicklich e
Ab morgen Dienstag, den 22. Januar 1924: al g Augen

V r 3n T III KRIID r DieTer Reg e n A. Premfere Ponnerstag, 22. Jan. nRegisseur Ch Chund Haupt arlie aplin Jackſe Coogan, E. Purvianoe mit bedeutend verstärktem
ein einig Volk vonDas ist die tieſe Tragik aller grossen Humoristen Auf dem Diem Chadlin und sein Kid Grunde ihres Laohens blinkt eine Träne. Aus diesem Zwieepolt Orchester! Brüdern! eſt

e ſorer à eeſe, der es gegeben ist. das tiefste Leid zu schauen vnd doch nor das Lachen aus- cht zulösen, Wächet in ihnen der Wunsech, ernsto Werke zu sobhaffen Kaum einem wurde das Arbeiu Grücok 2 uteil zu dhesen ganz seltenen Ausnahmen gehört Chaplin Sein Herz war iwwer Jidhts ſole am Fiebechplatt. Mona
bei deo Armen. Er betont es vicht nur in seinem Habitus alle Ohaplinaten sind auf eine Am 2General orwel gebracht, nichts anderes, als der Kawpf des Unterdr ekten gegen den Mäch- wordetigeren Der Schwächling siegt. weil seine Gewandtheit mehr bedeutet als robuste Kraft. für dot seine Pffl igkeit mehr als Stellung und Einflass Diese stets weder unerwartete Wendung Kt c Th t COOOCOOOOODOdODOTODODgIDTDDTDODDTDTDVDDD-TZVVDDDDDCDCCCCCCDCCDCCDDCDZCCVDCTTD-DDTD-TDTDTDTZTDTDZDZDZCDCM)ZDCCCCZCDZCZCCCCDZCZZSDCDCCDCDDCDDZZZTDCDVDCDZZDWCDCaCCCCCCzCCPCZCCDCDCWDDDCCDCZCDCDCDCTCT-TT- T-T-TDZT-TD-TTDZT7DODOgpTDVDDODVDp8oooo abſi

belustigt ſie Welt. Ihr wollte Ohaplin zogen daß hinter all dem Soherz herbes Leid a 7 ba er. nach
S chluw wert das auch in dem letzten Paria eine Seele flattert Und daram sehrieb Monteg, adends 7 Uhr. S im vOpapliu seit KI D. Es ist die Gesohichte eines r der miechts ist und nicht r Infolge außergewöhnlich starker Nachfrogqe müssen wir S winiſtbat Ibm wirft das Sobicksal ein Findelkind in die Arme naohdem er vergevens vereueoht hie jastigen Weber. S dem J

hat, sich von dem Ballast zu befreien nimmt er den Säugling auf. Und ut belohnt Da- Dewsigc, abends T Uhr: den Ausstoß unseres finane
Leben, das udn immer nur in die Schmatzeoken geetoben hat, jetat Kann es ihm vichte webr e irgendG anhbaben Er, der Verachtete. Getretene, bat non ein Etwas an dem sein Her bängt. Man Tote Augen. c inJ will ihm das Kind nebmen, h r ist r Klinen. l atren J mit dOder ist er es doch? Entscheidet wirklich der Zufall, der einen zum Vater des Kindes maeht, 2 S winzieer gibt es Idöhere sittliche Gesetze TRE KID hält sich wit dieser Frage nicht auf er O S GebetE berührt sie läcidelnd wie zabllose 2a0dere Und oaeist genug. Die Tragik wächst. Es ist der Kampf 4 n e Z GSolleh G weier Menschwn, die zueinander r u die Z7 n d T der Volks ark n e e reren nennen breite84 Roeaguseur Chbarie Chaplin seinen Fiiw geetaltet und unerbittheh den Sohbaugpieler Chapin 2 S halbe Zogel geha en. Ppones wicbtig wie der Vagaband waren ihm die anderen Geetalten Bl Burgſtraße 27. auf kurze Zeit einstellen, um die Ouelität die Speriol S überf

9 Der Reguseur hatte für zie oft erprobte Krafte. Seine Edos Parviance, seinen Oarl Miller J W bieres nicht zu gefährden. Von Anfang nächster Woche S beitneund seinen Tom Wilson. Aber das Kind, der Finäling! Der Regisseour Chaplin euohte and eigene ein S ArbeitS I öhauchte, dis er einen Jungen fand, der das Zeug zu einem Mimwen zu haben schien Und an werden wir allen Ansprüchen weder entsprechen können. S geber
G der Regitseur Cba plin wagte dieses h r dem 7 auf seine Kraft und W be S S gedienc der Filmwelt mit ackie Coogan das Wanderkind. K hat in New Vork das Lioht des J 1 I ch Ah t S SKLinos erblickt, bat monatelang seinen ununterbrochenen Siegeszug dureh alle a p J S Schultheltz Patzenhofer Brauerel Aktlen Cex. S

Licohtspielbäu-er Londons, Paris', Roms, Wiens, Berlins fortgesetet und kommt S mnun auch pach Halle. Iwmer wieder, in aller Herren Lander, wird dieser Film von den II000I00I0IE
n Menschen verlangt. e muß ein wundersamer Zauber sein, der an diesen Bildern hattet. Viel- ninnnn Inc (eioht weil auoh hier die Träne blinkt auf dem Gronde des Laohere Vorführung: 4.50 7. 00 9. 10 S en.Hierzu auf vielfachen Wuonseh: Volkshblutt- eRàXconniesels Töchter mit tKohlhiesels Töchter mit Menny Porten eAngemeiner Konsum- Verein
i Des Künstlerigehen Wertes wegen für Jugendtiehe erlaubt einzelni Jugendliehe haben zur exse ten Porstelliung zu Kleinen Preisen Zutritt, abends nur in er Jahre DanBegleitung Erwachsener zu vollen Preisen. Xhres- und Freikarten ungültig, Pressekarten gältig. J pollüsch.Morc Halle un m e en II eintrit

h S Beginn Sonntags 3 Uhr, Werktags 4 Uhr. 9 b. U. III. D. II. vierDa die Aufführungs reebte dus Filws für Denteohland von der „Vfa* nur unter großen fnan- Heinr. Wandt b em S riellen Optern erworben werden Konnten, sind wir leider gezwoungen, die Rintrittspreise um kiappe Ken muth 4 ein geringes zu erhöhen. duUm der allgemeinen Notlage Rechnung zu tragen, per
n buchdandlung haben wir die Preise für sämtliche Teigwaren,

Hülsenfrüchte, Seifen usw. herabgesetztSie kaufen bei uns

gut Kreüit
Fvereſns-Kulender

DDIDo
ſowie der ſozialiſtiſchen FrauenZuſammen-
zünfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sokretariat der VESPD. Halle (Saale), Harz 42/44,

Hofgebäude, 2 Treppen. Fernruf 1028.
(Ortsbureagan daſelbſt Fernruf 1029).

Die Veröffentlichungen der VSPD. im Vereinskalender

i der VSPD., bequemeFreien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine en t ise J 7 ucker B R 0]
Tellzahlungen!
alle Bekleidungs
h f. Herrenu. en, vom Kopfbis zum Fuß, ferner a0 e 55 Pf.

erfolgen, wenn nicht koſten gegen beſondere Ver Berufskleidung,aänbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen Herren u. Damen
elDeffentli Veranſilaltu werden nur außerhalb zi n ne ILACHEM LIKS 8

T ne eine undgenoſſen Die Aufklärung der ollene Stoffen 3 en z e e DAS WITZBLATT DER REPUBLIK e rr. der Partei Eure Frauen mit. L. 12 Setten Mehrfarbendruck her d Mansfelder Lande
Halle. PREIS 25 PFENNIG eleganteſten Ausführungen. Gut und C HalleSAJ. Gruppe Nord. Mittwoch, den Zu beziehen durch preiswert! Ware Arbeitsamt Eisleben

er zragen der Jugendbeweqg 2 Ichnüßen ſchriſtiich beim Vorſitzenden abge 2 l ieſert en t Pfelde Verſteigerung Dm n
e e We Nenen Brieſnaſten r. ba 27 en Sewerbliche Abteilung. a) Arbeite aufen wünſchen u. Am Mittwoch, dem 23. Ja 1924, nde: toführer, iſter,Mervebur Dienstag, den 22. Januar, Joden Freitag neoul Sie e halten ſofort vormittags geren i den e leiſe ger vie Wer

J. abends 8 Idr im Cwoali Fatalog u. Veiſand Hofe der Polizeiunterkunft Süd (ehem. Anſtreicher, Maurer Schloſſer Jnſtal
Mitalieoerverſammlung. Vortrag des Ge bedingungen gratis Artillerietaſ ca. ln gi be S S mzoſſen Oberbürgermeiſſer Beims (Magde und franko. 4839 erme) be euve, Zimmerleute, Sattler, Schmiezura). Wir bitten um recht zahlreichen August Rettig 6.m.b H. 14 überzählige Dienſtpferde Glaſer, Schneider, Tiſchler, Berg-,Beſuch. Jedes Mitglied wird geveten, ein Unentbehrüche alctische Anleitungen P Hütten, Salinen-, Platz-, Tagebau-Brikett mitzubringen pr fär v der Schutzpolizei gagen Barzahlung u. Abraumarbeiter, Bauarbeiter, Hand-

Innsbrueker Straße 18 verſteigert. r behilf B Il Lanv-Jentralbibliothek Halle GoerniisebDea u W Se neen Uw. worden bei der gehe cr. en
Verſteigerung bekanntgegeben. 4141

Burgſtraße 27 (Volksparh). ſuch.: Dampfpflugmaſchiniſten, DreſchBeöffnet Dienstag u. Donnerstag T OBSIB I Halle, den 21. Januar 1924. maſchiniſten, Gutsbandwerker, Auf-
ibends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe Der Polizeipräſident. ſeher, r Wächter, Geſchirr-
u haben in der Volksbuchhdl., Harz 42/44. Saafſbuch für Biuwen-, Gemüse- Spargelbau. M s Abb. führer, Tagelöhner, Schäfer, Schweizer,

e Holzarten. Mi aber àaat- Feldarbeiterinnen. Weibliche Abtei-n *6) Mein kleines Gewächs- C Delitzaseh p. r a) h uhaus. Anleitung zur Saldet ufwartungen, Dienſtmädchen, Frau f.e Glrtnerische Düngeriehre. anlage. Mit 28 Abb. Gos) Am Schwarzen Brett: 4846 Ausbeſſern, Haustöchter, Kontorver
3 C M 14 Abb. (634/5) Monaiskalender für Obet- Beſetzung der Bademeiſter und Heizer u Waſchfrauen.a 0 m 7' v (639/40) bau. S ſtelle der Badeanſtalt 1. April. Geſuche an ne Stellen: Aufwartungen.24 Pfanzung und Püege der Dienſtmädchen, Hausmädchen, Stallt den S r Obatbaume. Magiſtrat Delitzſch. r re Land, Stütze, ältere,ichtige; Wirtſchaftert 051ttw 1 T 6 Dängung der Obatbäume. F üchtige irtſchafterinnen 1ost

den 23. wwul ängler n3a Zwergeba. vEr. Schluchtefestſ er ababwaren u n modernem Materie Sl Mut e (11) n der Kernobetes. van vorrätig e dungene Bu Federt cooc cuch v ten n Dehendlune Mut 40 Abb. (41) und ſiefert in halten wir zur erstellung von
in 36 Abb (260/1) Schnitt de- Stetaobates. allen Quattiäten Die Burauftunden in der landrätlichen

eder Art bestens emplohlen. Wir
ichern zochgemäße und zchnellste

ſowie geſamten Kommunalverwaltung und
des Arbeitsamtes ſind vom 15. Januar 1924
an nie folgt feſtgeſetzt:

billigst
Abarren-Hal.

n
ſt l

7 Brax Mit 31 Abb. (40)Tomatenbächlein. und ihre Anwendung.
Kultur und Verwertung. 34 Abb. (244)t S Erneioung der uns übervierene S Von 8 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachL IIIIIIIII“I (235) Un-er- Grabonstr. 50 en S mittags und von 2 bis zi/ Uhr enzum Verkauf von Zeitungen und Pralkct. Cham Mut 21 Abb. (231) S on en San Sonnabenden von 8 Uhr vorm. bisZeitſchriften, insbeſondere für a m r u en v ne Halt h S n nachm.das Republikaniſche Wochenwitzblatt di 19 Abb. (359) n 30 Abb. r (113) Kleine igen S Hallesche Genossenschaſts- Blrr a

L 2 h e n j n k S Zu r 7 dureb die S Baehäruc—eren, e. m. b. H S m 7 ver den 15. Januar 1924 W
vollen ſib ſofort melden ben felkshblatt“- Buchhandlung Der Landrat.t rn

r J

II

M qm DTWeh el Delt „207alle (Saoleo), nur Gr. Ulrichstrasse 27.erlae Volksblatt I. h e halber mit gleiehseitiger T
alte (Saaio), Gr. Uiriohetr. 27 Z0 15 Vern Vei e ere
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 21. Januar 1924.

Die Gebetsteppiche des Finanzminiſters.
Keine nachträgliche Steuerveranlagung, aber Einſendung

der Steuermarken.

Die gegen Ende des vergangenen Jahres jedem Arbeitnehmer
eſtellten Steuerbücher für das Jahr 1924 waren mit einem
chlag verſehen, der ausdrücklich auf die Verpflichtung des

Arbeitnehmers Hhinwies, ſein Steuerbuch für 1928 im Laufe des
Monats Januar 1924 dem zuſtändigen Finanzamt zu überſenden.
Am 20. Dezember iſt die zweite Steuernotverordnung erlaſſen
worden, die von einer Verankagung zur Einkommenſteuer
für das Jahr 1928 für Veranlagungspflichtige und Lohnempfänger
abſieht. Die Lohnſteuerpflichtgen können alſo nicht mehr
nachträglich zur Einkommenſteuer veranlagt werden, wie das
im vorigen Jahre geſchah. Dennoch hat das Reichsfinang
miniſterium die Ablieferungspflicht für Steuermarken aus
dem Jahre 1923 bisher nicht aufgehoben. Glaubt das Reichs
finanzminiſterium wirklich, mit den abzuliefernden Steuermarken
irgend etwas anfangen zu können War es nicht ſchlimm genug,
daß im Monat November, als die Herſtellung der Steuermarken
mit der Geldentwertung nicht Schritt halten konnte, die über
winzige Beträge lautenden Marken auf 12 bis 15 Bogen zu ganzen
Gebetsteppichen auf und übereinander geklebt werden mußten?
Sollen dieſe Gebetsteppiche nun auch noch dem Finanzamt unter
breitet werden, das damit doch gar nichts anfangen kann?
halb ſollte das Finanzmintiſterium dafür ſorgen, daß auch die
überflüſſige und nutzloſe Einſendung der Steuermarken dem Ar-
beitnehmer erſpart bleibt. Es kommt allein darauf an, daß der
Arbeitnehmer darauf agchtet, daß ſeine Steuerbeträge vom Arbeit-
geber auch wirklich zum Kauf und Einkleben von Stenermarken
gedient haben.

Mehr Schmutz und weniger Nahrung.

Jn den Zeiten des allgemeinen Abbaues muß auch das bißchen
Leben, das den Gefangenen nach den Zeiten des Elends
wirklich noch geblieben war, noch weg,„geſpart“ werden. Da bei
der verordnenden Stelle ſelbſt wahrſcheinlich alle Erſparnis
möglichkeiten erſchöpft ſind, ſollen wöchentlich nur noch 125 Gramm
Fleiſch vergbfolgi werden. Die vorgeſehenen Zutatenmengen ſind
Höchſt ſätz c. Die Verwaltungen müſſen „prüfen“, ob nicht in
einzelnen Fällen geringere Mengen ausreichen.

Damit durch die übliche Reinlichkeitspfbege kein Subſtanzverluſt
eintritt, wird angeordnet: Die Friſt für das Baden auf
vier Wochen, die für den Wechſel der Leibwäſche auf
zwei Wochen ausgedehnt werden. Nur bei beſonders
ſchmutzigen Arbeiten und, wenn es wegen der Ungezieferbekämpfung nötig iſt, bleiben die alten Beſtimmungen in Geltung

Auch für ausreichende' Fußbäder ſoll geſorgt werden. Aber auch
bei der Behandlung von Kranken und der Verordnung
von Heilmitteln ſoll geſpart werden.
Wir zweifeln nicht, daß die „Kann“ Beſtimmungen dieſer Ver
fügung ſo gewiſſenhaft angewendet werden wie ſonſt kaum welche
früherer Juſtizminiſter der Repitblik, die ſich auf die Behandlung
der Gefangenen bezogen.

lin den Wohnungen geſchaffen, noch aber die vorhandenen im Hin

Des Tagen

Zweites Blatt.

Abnahme der Reinlſchkeit in Halle.
Daß auch Reinlichkeit Geld koſtet, zeigen einige Zahlen über die

Benutzung des Stadtbades. Jm Vierteljahr Juli bis
September 1922 betrug die durchſchnittliche Ziffer des Tagesbeſuchs
1140, im zweiten Vierteljahr 1923 ſtieg ſie vorübergehend auf 1282
und ſank im dritten Vierteljahr aus 968, um dann noch weiter ab
zunehmen. Da in der letzten Zeit weder mehr Badeeinrichtungen

blick auf die Kohlenpreiſe mehr benutzt wurden, iſt aus den Be
ſuchsziffern des Stadtbades ſehr wohl ein Schluß auf die Rein
lichkeitspflege der Bevölkerung zu ziehen. Auch dieſe Zahlen ſind
ein kleines Guckloch in die große Not des ſchaffendes Volkes, die
allerorten „abbauen“ läßt.

Die Jugend an die Parteigenoſſen!
Am, Sonntag, dem 27. Januar, findet in Halle unſere diesjährige

Vezirkskonferenz ſtatt. Da ein großer Teil der Genoſſen ſchon am
Sonnabend eintreffen muß, brauchen wir für die Nacht vom 26.
zum 27. Januar eine Anzahl Quartiere. Wir bitten dieParteigenoſſen, uns ſolche zur Verfügung zu ſtellen. Meldungen
ſind an die Soz. Arbeiterjugend, Harz 42/44, Hinterhaus 2 Tr.,
zu richten. Frei Heil! Der Bezirksvorſtand der SAJ.

Neue Notgeld-Fälſchungen.
Aufruf zur Einlöſung der preußiſchen Ein Dollarſcheine.

Der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt ſchreibt: Jn den letzten
ſind neue Fälſchungen der Notgeld ſchei nedes Frei-

ſigates Preußen, über 4,20 Goldmark 1 Dollar nordamerikani-
ſcher Währung laulend. aufgetaucht, die teils auf gewöhnlichem
Papier ohne Waſſerzeichen, teils auf ſolchem mit unrichtigem
Waſſerzeichen (in ſich verſchlungene Quadrate an Stelle des Stern-
ſchatten- oder Schlangenlinienmuſters) gedruckt ſind. Der Kri-
ninalpolizei war es gelungen, die Herſteller der anfangs des
Mnoats aufgetauchten Fälſchungen der Preußiſchen Dollarſcheine
ſchon nach wenigen Tagen zu ermitteln und dingfeſt zu machen.
Auch für die Ermittlarng der Herſteller der neuen Fälſchungen
wird wieder eine Belohnung bis zu 2000 Gold mark
ausgeſetzt. Zweckdienliche Angaben nimmt die Falſchgeldſtelle bei
der Reichsbank (Kriminalkommiſſar v. Liebermann) entgegen.

Der preußiſche Finangminiſter hat deshalb durch amtliche Be
kanntmachung die Notgeldſcheine iüber 4,20 Goldmark 1 Dollar
nord amerikaniſcher Währung lautend, mit ſofortiger Wir-
kung zur Einlöſung aufgerufen. Die Einlöſung
erfolgt binnen Monatsfriſt bei der von der Generalſtaats
kaſſe hierfür beſonders eingerichteten Umtanrſchſtelle (Notgeldſtelle
des Preußiſchen Finanz miniſteriums bei der Hauvtverwaltung derStaatsſchulden, Zertten Oranienſtraße 103/6). Die Güligkeit und
der Umlauf des übrigen preußiſchen Notgeldes bleibt von dieſem
Aufruf un berührt.

Ein Hotſchrei der Erwerbsloſen.
Das Gewerkſchaftskartell und der Erwerbsloſenrat überſenden

W folgenden Notſchrei der EGrwerbsloſen mit dem Erſuchen um
Ibdruck:
Die Erwerbsloſen haben in der Oeffentlichkeit ſchon eiwmal

darauf hingewieſen, daß ſie die Arbeit nicht als ſolche verweigern

Momtag, den 21 Januar

machen müſſen. Die Erwerbsloſen haben ſeit Monatenabdie ſten Entbehrungen getragen und ſind jetzt materiell und

körwerlich am Ende ihrer Kräfte. Es gibt bereits heute eine
große von Erwerbsloſen, die wichtige, zu ihrem Hausvat

belſtücke und andere Bedarfsgegenſtände aus bitterſter
Not verkauft haben. Es iſt geſtellt worden, daß einige Familien
bereits ihre Betten verkauft en und nun auf dem blanken
Fußboden ſchlafen müſſen. Durch die vorhandene Arbeitspflicht
werden den Erwerbsloſen jetzt auch die Kleidungsſücke und das
Schuhwerk, das ſie noch auf dem Leibe tragen, vernichtet. So
verweiſen wir z. B. auf die Arbeit im Schlachthof, wo die Er
werbsloſen zum Wenden von Kaliſalz kommandiert
worden ſind. Nach einigen Tagen mußten dieſe Erwerbsloſen be
merken, daß Kleidung und Schuhwerk auseinander-
fallen beide war von dem Kaliſalz zerfreſſen worden. Bei
den anderen zu leiſtenden Arbeiten fehlt es den Erwerbsloſen
meiſtens an gangem Schuhwerk. Dadurch ſind ſie natürlich den
rößten geſundheitlichen Gefahren ausgeſetzt. Es kommt noch
anzu ſie nichts Warmes mehr in den Magen bekommen.

Es mm auch erklärlich, daß dieſe Leute, von grauſamer
Not gepeinigt, ganz verzweifelt ſind. Die Not der vom Produfk-
tionsprozeß ausgeſchloſſenen Menſchen iſt ſo groß daß ſich die
Jnternationale Arbeiterhilfe dieſer bedauernswerten Menſchen
angenommen hat. Die Mittel, die der Jnternationalen Arbeiter-
hilfe zur Verfügung ſtehen, reichen aber bei weitem nicht aus,
allen zu helfen. Es iſt nur ein kleiner Kreis, der zu den Mittags
ſpeiſungen zugelaſſen worden iſt.

Jnzwiſchen wird die Not immer größer. Aufgabe aller Kom
mungalbehörden muß es jetzt ſein, ſofort reichliche Mittel
zur Linderung der Not der Erwerbsloſen zur Verfügung zu ſtellen.
Auch die übrigen Bevölkerurngskreiſe, die von der Not der Zeit noch
nicht erfaßt ſind, müſſen ebenfalls größere Mittel zur Verfügung
ſtellen.

Es fehlt den Erwerbsloſen an allem, nicht nur an Lebensmitteln,
ſondern an Schubhwerk, Wäſche und Kleidung. Alle den Erwerbs-
loſen zur Verfügung geſtellten Gegenſtände und Lebensmittel ſind
der Jnternationalen Arbeiterhilfe zu übermitteln, die die Ver
teilung nach dem Grade der Bedürftigkert vornehmen wird
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Cebend oder tot zur Pichtarbeit.
Als Beitrag zum Kapitel der ſchematiſſchen Kommandierung

zur Zwangsarbeit ſchildern uns r aus Erwerbsloſen
kreiſen folgenden Vorfall: Am Sonntagnachmittag gegen 4 Uhr iſt
wieder ein GErwerbsloſer, der mit epileptiſchen Anfällen behaftet
iſt, auf dem Wege zum Wächterdienſt in der Heide am Weinberg
umgefallen, ſo daß ihm das Blut aus Mund und Naſe lief. Es
iſt außerordentlich bedenkenlos, derartige Leute zum Wächter-
dienſt nach ſo abgelegenen Stellen wie der Heide zu ſchicken. Hätte
der Marmn den Anfall gerade des Narhts bekommen, ſo wäre er
völlig hilfslos geweſen und wahrſcheinlich umgefommen

e e

Die Päſſe für Minderjährige,
Zur Abwendung der Gefahren, die minderjährigen Perſonen bei

Reiſen in das Ausland drohen, wird. wie der Amtliche Preußiſche
Preſſedienſt milteilt, nach einer Verfügung des Miniſters des
Jnnern folgendes beſtimmt

Reiſepäſſe und Sichtvermerke dürfen an Minderjährige deutſcher
Staat zangehörigkeit nur erteilt werden, wenn zu dem Antrage

ſondern daß ſie dieſe Pflichtarbeit von einer Reihe Bedingungen die ſchriftliche Einverſtändniserklärung des geſetzn e

Unsere ersten fachleutean geleitete

Wäsche- Fabrik
ermöglicht es uns, Wäsche bester Qualität
u. tadelloser Verarbeitung durch Ausschaltung

Unser Name hürgt für llualität!
Unsere ständige

Teppich-
Ausstellung

bringt för jeden Geschmack und in jeder
jeden Zwischenhandels zu billigsten

Prgisen zu verkaufen.

flemdentoch
gut in der Wahehe

90 em för

on rotergokende Varves ante, gchwere Qalitäta

in grober Auwn bereng 25
75 Sarchentbettuch 140/190. wi

Kanten. schwere warme Ware 3 95

Sewtenkornhandtuch bwl mit

Preislage die Fabrikate führender deutscher
äuser.

0,65

1 Posten

Schüärzenstoff-Reste
bester Qualität mit kleinen Webfehlern

weit unter Preis

Grosse Uiriohetrasoo 22/23 u. Rannisoherplatz



M

ma

lichen Bertreters des Minderjährigen beigebracht wird. Vor
Erteilung ſolcher Reiſepäſſe und Sichtvermerke zvecks Teilnahme
an ſogenannten Künſtlertournees haben die Paß und
i d den zunächſt R r s r elungnahme darüber aufzufordern. egen die Erteilung für den

a benen m Intereſſe der Minderjährigen Bedenken be
ſt die ſich aus der Perſönlichkeit der Trappenführer (Jm-

etgeben. die Prüfung. gegen di n Unteirſw. kerne Bedenken vorliegen, ſo hat die Ortgpolizeibehörde dem
geſetzlichen Vertreter der Minder jährigen einen entſprechenden
Ausweis zu erteilen, den er der Paß (Sichtvenmerks) Behörde als
nterlage für den Paß(Sichtvermerks) Antrag vorzulegen
Ergeben ſich jedoch Bedenken, ſo iſt auf den Minderjährigen oder
deſſen geſetzlichen Vertreter dahin einzuwirken, den Antrag zurück
zugieben. Wenn beſondere Gründe in ſittlicher Hinſicht vorliegen,
ſo iſt gegebenenfalls die Abreiſe unter Anrufiung des Vormund-
ſchaftsgerichts oder des Jugendamtes zu ver-hindern Handelt es ſich um Reiſen, die minderjährige weib
liche Perſonen deutſcher Staatsangehörägkeit ohne Beglei-
rung von erwachſenen Angehörigen ins Ausland
zum Antritt einer Stellung außerhalb einer Künſtler
ournee) unternehmen, ſo iſt von der Ortspolizeibehörde beim
Reichswanderungsamt, bei Vermittlern außerdem noch bei der
Jentralpolizeiſtelle zur Bekämpfung des Mädchenhandels beim
Volizeipräſidium Berlin anzufragen, vb die Reiſe unbedenklich
erſcheint. Es iſt ſelbſtverſtändlich daß im Intereſſe der Antrag
ſteller dieſe Feſtſtellungen mit größter Diskretion und Beſchleuni-
gung zu treffen ſind.

Parteinacvri hen
OrtsvorſtandsSitzung. Am Mitttvoch, dem 23. Januar abends

Uhr, im Parteibureau: Sitzung des Ortsvorſtandes. Vollzähliges
und pünftliches Erſcheinen iſt dringend notwendig.

Druckfehler. Jn der zweiten Ueberſchrift des Artikels „Der
Hunger in Zahlen“ in der Freitag Ausgabe muß es ſtatt Ha ber
Fleiſchverbrauch natürlich Halles Fleiſchverbrauch im

Jahre 1923“ heißen. de vieDie Lohmſummenſteuer wird weiter erhoben. Da vielenStenceeſihleger Zweifel darüber entſtanden, ob die ſtädtiſche Lohn
ſummenſteuer noch zu entrichten iſt, teilt der Magiſtrat mit. daß dieſe
Steuer nach den bisherigen Beſtömmungen weiter erhoben wird. Der
ab gelaufene Monat iſt nach wie ver bis zum 20. des folgenden Monats

zu entrichten.

hamſches Cheaer- und Kunſcaben.
Stadttheater. Heute, Morrtag, 7 Uhr gehen Nicolais „Luſtige

Weiber von Windſor“ in Szene. Wir weiſen darauf hin, daß dieſe
Vorſtellung eine vollſtändig öffentliche iſt. Dienstag: „Tote Augen
ohne Pauſe). Mittwoch „Die luſtigen Weiber von Windſor“.
Donnerstag geht Shakeſveaves großes Drama „König Lear“ unter
Leitung des Jndendanten W. Dietrich in Szene. Freitag 74 Uhr:
„Graf von Luxemburg“. Sonnabend: „König Lear“. Am Nach
mittag des 26. Januar geht das Weihnachtsmärchen „Der Froſch
könmg' noch einmal in Szewe. Sonntag abend 7 Uhr: „Tannhäuſer“.

Fum ind kleine Bühne.
Wiffenſchaftlicher Filmerbend. Jn das dunkle Seelengebiet, das

ſich hinter dem Tagesbewerßtſein in geheimnisvoller Tiefe ausbreitet,
wollen die Vorträge, die am 22. bis 25. Januar einſchließlich all
abendlich um 8 Uhr im großen Thaliaſaale ſtattfinden, das Licht
moderner Wiſſenſchaft hüneinfallen laſſen. Der in dieſen Tagen hier
in Halle zur Erſtauſführeung gelangende Film „Hypnoſe und Sug-
geſtion“ wird nicht nur dieſe beiden intereſſanten Themen behandeln
und zur Anſchauung bringen, ſondern er wird auch das indiſche
Fakrrweſen im Bilde charakteriſieren und ferner Stellung nehmen zu
den Problemen Traum, Wahnſinn und Genie. (Karten bei Hothan.)

u.-T., Alte Promerade. So ſieht man den luſtigen Heidemann
wieder einmal, aber gieich in großem „Format“. Als König Luſtik-.
Napoleons I. Stellvertreter in Deutſchland, iſt er bezaubernd. Nicht
minder wirkt auch Diedtke, und die Stars gr und kleinen
Stils müſſen lobend erwähnt werden. Der Film ſtellt überhaupt

eine gelungene Zuſarumenwirkung von Naturaufnahmen, Jnnen und
Außenarchitektur und menſchlicher Schönheit in Spiel und Ballett zur
Schau. Für düßceres Geſchehen wäre nur ein turzes Stück ge
blieben und um die gehobene Stimmung nicht entfliehen zu laſſen,
iſt es an Gerhard. Dammann, den betretenen Pfad für die ver
bliebene Zeitſpanne zu verfolgen. Fraglos denn er iſt kein Un
bekannter gelingt ihm das glatt im Zweiakter „Gerhard als Not
ſtandsarbeiter“. Seine Leiſtungen als Sportlehrer- und Steineträger-

Erſatz ſind mehr als verblüffend. F-e.
Ein Spiel zum Lachen und zum Weinen nennt Charles

Chaplin ſein nerreſtes großes Werk „The Kid“. Es iſt die einfache
und doch rühren'de Geſchichte von der Liebe eines Heimatloſen, der
ſein ganzes Herz an ein Findelkind hängt. Trotz dieſes Vor
wurfs zeigt dec Film doch weder den tiefen Menſchen Chaplin,
der das Leben ſieht. wie es iſt: luſtig und ernſt. Die Erſt
aufführung für Halle findet morgen, Dienstag, den 22. Januagr,
nachmittags 4 Uhr, im Warhalla-Lichtſpieltheater ſtatt.

„Volkspark“Variete. Jm „Volkspark“ läuft gegenwärtig ein
von der Direktion äußerſt geſchickt zuſammengeſtellter Spielplan.
Wartel Kirch bach eröffnet als Soubrette den Reigen, ihr folgte ein
a nſen- Mal -Akt, wo den ſtaunenden Zuſchauern die wunderbar-
ſten Gemälde, aus kleinen Fetzen zuſammengeſetzt, gezeigt wurden.
Der Sänger Billing, ſchon aus dem vorigen Spielplan nnt,
wartete mit dem Weſerlied und dem „Bajazzo“ auf. Die 2 Larrés,
ehemalige Solotänzer aus der Alaghambra-Oper Chikago, zeigten
ihre Tang kunſt im Tango und Tänze des Laſters in zwei Abtei-
lungen. Der Komiker Hahn wirkte wieder auf die Lachmuskeln
der Zuhörer, ebenſo in den Duetten mit ſeiner Partnerin Martel
Kirbach. Jn „Kalay“, einer akrobatiſchen Szene im Wirtshaus,
vot der Akrobat ganz erſtaunliche Leiſtungen ſeines Könnens. Den
Höhepunkt des Abends bot unſtreitig Sylvero, der Spiritiſt,
Telepcy h und Hellſeher. Mit großer Vornehmheit und Ruhe löſte
er die ihm geſtellten Aufgaben in bezug auf Gedankenübertragung.
Das ikbervoll beſetzte Haus ſpendete nach jeder Vorführung reichen
Beifali. Ein Beſuch des Varietés mit dem nach jeder Richtung hin
vollmertigen Programm iſt zu empfehlen.

Saalkreis.
Ammendorf. Einbruchsdiebſtahl. Jn der Nacht vom

Dienstag zum Mittwoch haben Diebe den Kortoffelbeſtänden der
Gemeinde eiren Beſuch abgeſtattet und Kartoffeln geſtohlen. Durch
dieſen Diebſtahl iſt der Allgemeinheit ein großer Schaden zugefügt
worden, denn wenn auch nur einige Zentner geſtohlen ſind, ſo ſind
aber doch durch das Erbrechen der Fenſterläden ſämtliche
Kartoffel erfroren und ungenießbar gemacht worden. Die
Kartoffeln waren für die Volksküche beſtimmtt, alſo für
die arme notleidende, Bevölkerung. Wenn die Kälte
noch lange anhält und die Gemeinde keinen Erſatz ſchaffen kann,
ſo iſt der Kückenbetrieb durch dieſen Bubenſtreich in Frage geſtellt.

Aus der Arbeiterſportwewegung.
Sportverein »Kröllwitz 1 Fichte J 5:1 (1:1). Bei ſehr

en e geſtern beide Mannften gegenüber und zei uſchauern ein gleichmäverteiltes offenes Spiel. Köints ſpielt beſſer zuſammen

konnte deshalb fünf Erfolge erzielen. Die vollſtändig neu auf
geſtellt Fchtemannſchaft war ſehr eifrig und verſpricht bei keinen
Umſtellungen für die weiteren Spiele einen beachten swerten
Gegner. Sportverein Kröllwitz II Fichte II 2:6, Halbzeit 2:4.

ſelten raſch weiter entwickelt hat.“

n T

Aus der Provinz.
Die Arbeitszeit in den Provinzial-

anſtalten.
Nachdem die Reichsregierung die Arbeitszeit der Beamten all

87 auf 54 Stunden wöchentlich feſtgeſetzt hat. war zu erwarten
aß in den Heil und Pflegeanſtalten, wo eine kürzere Arbeitszeit

beſland, dieſe ebenſalls auf 54 Stunden heraufgeſetzt würde. Zur
hat. höchſten Ueberraſchung des Pflegeperſonals wollen ſich die maß-

ebenden Stehen damit aber nicht begnügen, ſondern muten dem
Perſonal zu, in Zukunft wieder die Vorkriegsarbeitszeit zu ab
ſolvieren. Was man darunter zu verſtehen hat, geht aus einem
Vorſchlag hervor, den die Provingzialverwaltung in Merſeburg, der
die in der Provinz Sachſen beſtehenden Heil- und Pflegeanſtalten
unterſtellt ſind, von dem Pflegeperſonal einen 72ſtündigen Arbeits
dienſt und 4 Nachtwachen (je 8 Stunden) in der Woche, zuſammen
alſo eine Arbeitsberertſchaft von 104 Stunden in der Woche fordert.
Damit wären die Pfleger glücklicherweiſe wieder in dem Genuß
der „ſegensreichen“ Fron, die vor dem Kriege mehr als ein Jahr-
zehnt bei den Etatsdebatten im Reichstag alljährlich den Stoff zu
erregten Anklagereden gegen die in den Heil- und Pflegeanſtalten,
beſonders in den Jrrenanſtalten, zutage getretenen Mißſt inde
bildete. Unſere älteren Leſer werden ſich noch erinnern, welches
Material zu jener Zeit dort zuſammengetragen wurde. Unter den
beſtehenden Arbeitsverhältniſſen (übermäßig lange Arbeitszit,
ſchlechte Entlohnung, häufig mangelbafte Koſt und Schlafgelegen-
heit) führten zu einem dauernden Wechſel des Pflegevperſonals.
Die Fluktnation war ſo groß, daß zum Beiſpiel in der Jrren-
anſtalt Herzberge bei Berlin innerhalb eines Jahres 87 Pfleger
einer einzigen Station ihren Dienſt wieder verließen. Die heſſi-
ſchen Pflegeanftalten verſvrachen denjenigen Pflegern, die ſechs
Jahre im Dienſt anshielten, eine beſondere Prämie von 1000 Mk.
Trotzdem gelang es nicht, einen größeren Stamm geübter Pfleger
zu erhalten; in der Not ſtellte man völlig ungeeignete Leute aus
allen möglichen anderen Berufen ein und ließ ſie auf die äußerſt
ſchwer zu behandelnden Geiſteskranken los. Die Fälle von Miß-
bandlungen, fahrläſſigen Körperverletzungen und Tötung von
Pfleglingen häufte ſich in erſchreckender Weiſe, aber auch die Selbſt
morde von Pflegern und Pflegerinnen, die der aufreibende Dienſt
ebenfalls geiſtig und körperlich zerrüttet hatte. Die Zuſtände
waren ſo, daß ſelbſt ein bürgerlicher Reichstagsabgeordneter, der
Nalionalliberale Dr. van Calker, mit Bezug auf das vor-
liegende ſtatiſtiſche Material ſagte: „Wer das Material zu Geſicht
bekommen hat, wer das Reſultat der Enquete (die vom damaligen
Brndesrat veranlaßt war. D. Red) geſehen hat, wird wohl mit
mir überzeugt ſein, daß ſich hier mit erſchreckender Deutlichkeit die
Notwendigkeit einer baldigen Regelung zeigt. Beſonders der
ſozialdemokratiſche Abgeordnete Antrick hat ſich damals das Ver
dienſt erworben, im Reichstag ſtändig dieſe Mißſtände aufzudecken
und ihre Abſtellung durch geſetzgeberiſchen Eingriff zu verlangen.
Der Bundesrat hatte zwar bereits im Jahre 1906 Prüfungsvor-
ſchriften für das Krankenpflegeperſonal herausgebracht, aber dieſe
waren nicht obligatoriſch, ſondern nur fakultativ, und infolgedeſſen
kamen dieſe Verordnungen auch nur verhältnismäßig ſelten zur
Anwendung. Nichts geſchah aber zu einer geſetzlichen Regelung der
Arbeitszeit, nicht einmal die weibliche Arbeitskraft wurde in ähn-
licher Weiſe geſchützt wie in den gewerblichen Betrieben, da das
Vflegeverſonal bezeichnenderweiſe nicht unter die Gewerbeordnumng,

ſondern unter die ordnung fiel.
Oftmals wird angenommen, daß der Dienſt eines Kranken-

pflegers nur in Arbeitsbereitſchaft beſtehe, daher nicht anſtrengend
und eine längere Arbeitszeit nichts unbilliges ſei. Wie wenig dieſe
Beurteilung beſonders auf Jrrenanſtalten zutrifft, bezeugen die
Gutachten verſchiedener Sachverſtändiger. Jn einem gerichtlichen
Gutachten ſprach ſich der berühmte Jrrenarzt Profeſſor Bins-
wan ger folgendermaßen aus:

Selbſtverſtändlich iſt der Aufenthalt in einer geſchloſſenen An
alt kein Ort der Freude. Man kann es mir ſchon glauben, daß
Aerzte und Wärtervperſonal dort ein ſtetes Martyrium erdulden.
Es muß nämlich wundernehmen, wie ſich immer noch Menſchen
finden, die für ſo klägliche Bezahlung ſich von Kranken ſchlagen,
treten und mißhandeln laſſen, während ſie, wenn ſie ein gleiches
tun ihre Beſtrafung zu gewärtigen haben.“

Auch der württembergiſche Staatsminiſter Dr. v. Piſchek
äußerte ſich in einer Landtagsverhandlung im Jahre 1911:

„Der Dienſt der Wärter und Wärterinnen ſtellt an die phyſiſche
Kraft und an die Nerven ſo hohe Anſtrengungen, daß nur jugend-
liche, kröftige Leute dieſer Aufgabe gewachſen ſind. Ein Wärter
in vorgerückten Jahren und eine Wärterin in ſolchen Jahren ſind
für den Dienſt einfach nicht mehr brauchbar.“

Der frühere Präſident des Reichsgeſundheitsamtes, Geheimrat
Dr. Bumm hielt es auch für ſelbſtverſtändlich, daß man im
Intereſſe der Hrankenpfleger und Krankenpflegerinnen für deren
Geſundheit Sorge trage und ſie vor Ueberanſtrengung zu ſchützen
ſuche. Er fuhr dann fort:

„Auf der anderen Seite kann man auch nur im Jntereſſe
der Kranken ſelbſt wünſchen, daß Krankenpfleger und -pflege
rinnen nicht überanſtrengt werden; denn wie ſollen ſie das
große Maß von Aufmerkſamkeit, von Sorgfalt, von Geduld und
Nachſicht gegenüber ihren Pfleglingen erfüllen können, wenn ſie
Tag für Tag ſich übermäßig anſtrengen müſſen.“

Bis zum November 1918 erfuhren dis Verhältniſſe keine weſent
lichen Veränderungen. Die Geſetzgebung verſagte, und in der ge
werkſchaftlichen Organiſation, dem Verband der Gemeinde und
Staatsarbeiter (Sektion Geſundheitsweſen) hatten ſich noch zu
wenig Berufsangehörioe zuſammengeſchloſſen, um mit deren Ein
fluß nennenswerte Erfolge erzielen zu können. Eine ſtatiſtiſche
Erhebung des Verbandes ſtellte für das Jahr 1910 für das Pflege-
perſonal Arbeitszeiten feſt, die zwiſchen 122 und 17 Stunden täg-
lich ſchwankten. Die nächſte Feſtſtellung, am 1. Avril 1914, ergab
zwar eine kleine Verbeſſerung, da in einer Anſtalt bereits die
iOſtiindige Arseitszeit eingeführt war, ſonſt aber in den meiſten
Fällen eine 13- bis 16ſtündige Arbeitszeit noch immer die Regel
bildete. Das war der magere Erfolg des von der 1. Konferenz des
Kranken- und Pflegeperſonals im Jahre 1906 zu Mainz auf-
geftellter Programms, das u a. auch die Feſtlegung der Dienſtzeit
auf höchſtens 12 Stunden täglich einſchließlich der Frühſtücks-,
Mittags- und Veſperpauſen forderte

Die Forderung nach einem 12ſtündigen Dienſt einſchließlich
er Schlafwachen wurde im Jahre 1919 auch von dem Oberarzt
r. Bauer (Frrenanſtalt Alt-Scherbitz, Provinz Sachſen)

mit warmen Worten be Bauer führte u. a. aus:
„Jeder Jrrenarzt, der mit offenen Augen und warmem Herzen
durch längere Zeitvperioden hindurch die phyſiſche und pſychiſche
Weiter entwicklung nicht nur ſeiner Patienten, ſondern auch ſeines
Pflegeperſonals verfolgt hat und bei dienſtlichen Verfehlungen
derſelben oder ſonſtigen menſchlichen. allzu menſchlichen Ent-
gleiſungen nicht nur ſein Richter ſondern auch ſein, den pſycho
logiſchen Urſachen nachgehender Anwalt geweſen iſt, hat oft mit
Trauer feſtſtellen müſſen. daß bei manchen als pflichttreu und
dienſteifrig bewährten Pflegern allmählich eine phyſiſche
Veränsernng in Form erhöhter Reizbarkeit oder
zunehmender Abſtumvfung eingeſetzt und ſich dann nicht

Nach dieſer Feſtſtellung fährt
Bauer fort: „Und hat er (der Jrrenarzt) den Urſachen nach

geforſcht, ſo muß er als wahrheitsliebender Mann dieſe pſychiſche
Schädigung auf Rechnung des harten, aufreibenden

Degaründet. Dr

Da

Dienſte s ſetzen Wer dieſe Tatſache erkannt hat, muß eine
Neform des Jrreyweſens auch auf dieſem Gebiete mit allem Nach
druck als aunmehr ungabweislich fordern.“

Die Verordnung vom 23 Povencher 1918 brachte dann den Ach t
ſtundentag für alle Arbeitnehmer in gewerblichen Betrieben
einſchließlich des Berabaues in den Betrieben des Reichs, des
Sigates, der Gemeinden und Gemeindeverbände, auch wenn ſie
nicht zur Gewinnerzielnung betrieben werden, ſowie in landwirt-
ſchaftlichen Nebenbetrieben gewerblicher Art. (8 1). Da mit den

fürſtlichen Kronen auch die Geſindeordnung gefallen War
es beſonders das Krankenpflegeperſonal mit
nun endlich auch ihnen die Erfüllung einer längſt gehegten Sehn
ſucht winkte. Aber es zeigte ſich ſehr bald, daß eine ganze Reihe
von Anſtaltsleitern ſich wagte die Beſtimmungen der Verord-
nung zur Anwendung zu bringen, mit dem Hinweis darauf, daß
das Haus und Pfegeperſonal nicht zu den gewerblichen Arbeitern
ehöre. r ordnete das angerufene Demobilmachungsamt an,za das Pflegeperſonal unter die Anordnung falle, wenn es in

Privatbetrieben, die Gewinnerzielung bezwecken, oder in Betrieben,
die von öffentlichrechtlichen Körperſchaften geführt werden, be-
chäftigt iſt; aber dennoch brachte es der Landeshauptmann von

mmern fertig, in einer vom 18. Oktober 1919 datierten Ver
fügung die Wiedereinführung der 15- bis 16ſtündigen Arbeitszeit
anzuordnen. Dem erfolgreichen Wirken der Sektion „Geſund-
heitsweſen“ im Verbande der Gemeinde und Staatsarbeiter ge
lang es aber doch bald, in den meiſten Anſtalten eine Verkürzung
der Arbeitszeit herbeizuführen, die nach dem Stande einer am
15. Oktober 1919 erhobenen Feſtſtellung für 18 967 Beſchäftigte
durchſchnittlich 52 Stunden wöchentlich betrug. Wie ſehr dieſe Ver
beſſerung im allgemeinen Jntereſſe der Krankenpflege gelegen war,beweiſt ſie Tatſache, daß in den letzten Jahren Fälle von ungeeig-

neter Behandlung Kranker durch
worden ſind.

Es liegt daher im Jntereſſe der Pfleger wie auch der Kranken,
daß eine neue Verlängerung der Arbeitszeit für das Pflegeperſonal
verhindert wird. Ganz beſonders verdient der Plan der Proviw
ialverwaltung in Merſeburg energiſche Zurückweiſung. EineKonferenz der Betriebsräte aus den in der Provinz

Sachſen befindlichen Heil- und Pflegeanſtalten, die am
16. Januar in Halle tagte, wurde ſich auch darüber einig, daß der
Vorſchlag der Provinzialverwaltung mit Entrüſtung zurück-
gewieſen werden müſſe. Am Abend desſelben Tages fand dann
eine außerordentlich gut beſuchte Verſammlung des Perſonals der
Provinzial-Heil- und Pflegeanſtalt Nietleben ſtatt, in der nach dem
vorſtehend wiedergegebenen Referat des Gewerkſchaftsſekretärs
Wielepp (Halle) und lebhafter Diskuſſion die nachſtehende Reſo
lution einſtimmig zur Annahme gelangte:

„Die verſammelten Arbeitnehmer der Provinzialanſtalten neh
men mit Entrüſtung von dem Vorſchlag der Provinzialverwal-
tung in bezug auf die Arbeitszeit Kenntnis. Die Beamten der
Heilanſtalten können nicht anerkennen, daß ſie Beamte minderen
Rechts ſind. Nachdem die Regierung eine 54ſtündige Arbeits-
woche feſtgelegt hat, kann auch nur dieſe Arbeitszeit für die Be
amten der Provinzialanſtalten maßgebend ſein. Der Dienſt ge
rade in den Anſtalten, insbeſondere in der Frrenpflege, iſt viel
aufreibender und gefährlicher, als der Dienſt irgendeiner andern
Beamtenkategorie.“

Es wird erwartet, daß der Provinzialausſchuß, der am 38. Ja-
nuar über die Aenderungder Arbeitszeit zu beſchließen hat, ſich der
Verantwortung bewußt iſt, die er mit einer Zuſtimmung zu dem
Plan der Provinzialverwaltung auf ſich nehmen würde.

e

Jn einer Vorbeſprechung der gewerkſchaftlichen Organiſations-
vertreter der unter das Diktat der Provinzialverwaltung fallenden
Beamten gaben dieſe dem ſtellvertretenden Landeshauptmann und
den Dezernenten der Anſtalten folgende Erklärung ab:

Grundſätzlich iſt für die Arbeitnehmerſchaft der Achtſtundentagbzw. die 48ſtündige Arbeitswoche n Darüber kann a
nicht die Arbeitszeitverordnung für die Beamten, die von der
Reichsregierung herausgegeben worden iſt, hinwegtäuſchen. Die
Beamtenſektion des Verbandes der Gemeinde und Staatsarbeiter
erhebt auch an dieſer Stelle ſchärfſten Proteſt gegen die Verlänge
rung der Arbeitszeit auf 54 Stunden. chdem die 54Stunden
Woche für die Beamten durch Diktat verordnet worden iſt, nimmt

fleger nicht mehr bekannt ge

auch die Provinzialbeamtenſchaft dieſes Diktat unter Proteſt an.
Die Beamtenſchaft verlangt aber von den Vorgeſetzten bzw. dem
Provinzialausſchuß, daß alle Beamte mit gleichem Maß

emeſſen werden. Es kann unter keinen Umſtänden angehen,
die Beamtenſchaft in zwei oder ſogar mehr Rechtsklaſſen ge

teilt wird. Ein 72ſtündige weit agyet für einen re
ſchaft muß als unſittlich und nicht den Rechtsver en ent
ſprechend abgelehnt werden. Jn Anbetracht der Notl der Pro
vinz iſt die Beamtenſchaft bereit, die bis jetzt beſtehende

e ereiwilligen V eiſtung die it e48StundenW a anerkannt werden kann.

einer am Sonnabend abgehaltenen

eit von den Erwerbsloſen a
ichtarbeitsſtunden r ablehnte. Eine von der

Verſanmlung gewählte iſſion ſoll im Verein mit dem Géo
werkſchaftskartell Verhandlungen anbahnen. Ueber den weiteren
Verlauf der Differenzen werden wir berichten. Für heute bemerken
wir nur, daß die Forderung der Erwerbsloſen vollſtändig gerecht
fertigt erſcheint und ihr Vorgehen durchaus zu verſtehen öſt. Hat
es doch der Magiſtrat von Merſeburg fertiggebracht, die Ge
meindearbeiter zu entlaſſen und verlangt, daß nunmehr die Er
werbsloſen die bisher von den Gemeindearbeiteen geleiſtete Arbeit
für die paar Pfennige Unterſtützung ausführen.

Dürrenberg. Noch eine Berichtigung. Zu dem in Nr. t
des „Volksblatt“ unter der Ueberſchrift: „Reaktionäre Treibereien“
erſchienenen Berichte erhalten wir ganz überflüſſigerweiſe unter
Bezugnahme auſ den berühmten F 11 des Preßgeſetzes auch von
dem Regierungspräſidenten, Genoſſen Bergemann, eine Berich-
tigung. Der Regierungspräſident ſchreibt: „Jn dem Artikel wird
behauptet, daß die vorläufige Amtsenthebung Schmöllers zufolge
einer ſeitens rechtsgerichteter preußiſcher Landtagsabgeordneter an
die Staatsregierung gerichteten Kleinen Anfrage und gegen den
Willen des e Landrats erfolgt ſei. Dieſe Angaben ent
ſprechen nicht den Tatſachen. Die Veranlaſſung amtlicher Maß
nahmen erfolgt nicht auf Betreiben oder in Rückſicht auf Wünſse
politiſcher Parteien, noch wie in dem Artikel hinſichtlich eines an
deren Falles geſagt iſt, auf Grund hinfälliger Denunzianten, ſon
dern ausſchließlich nach ſtreng ſachlichen Geſichtspunkten. Die amt-
liche Enthebung des Amtsvorſtehers Schmöller iſt völlig unab
hängig und ohne Rückſicht auf die erwähnte Anfrage von Landtags
abgeordneten deshalb von mir veranlaßt worden, weil ſie au
Grund der angeſtellten Ermittlungen als geboten erſchien. Die
Maßnahme iſt im Einverſtändnis mit dem zuſtändigen Landrat
erfolgt.“ Wir haben der Zuſchrift, in der die Vorgänge in der
Jungdo Verſammlung und die darauf fußenden Maßnahmen des
Regierungspräſidenten zum Gegenſtand der Kritik gemacht wurden.
ganz ſicher nicht wegen der ſchönen Augen des Kommuniſten
Schmöller zum Abdruck gebracht, ſondern weil wir den Eindruck
hatten, daß Genoſſe Bergemann gegenüber den völkiſchen Denun
ziationen zu nachgiebig geweſen iſt und die (wenn auch nur vor
läufige) Amtsenthebung ohne eingehende Vorprüfung angeordnet
hat. Da es in der Berichtigung heißt, daß die Enthebung
Schmöllers nach den angeſtellten Ermittlungen geboten erſchien,
wollen wir unſer Urteil bis zur hoffentlich recht bald erfolgenden
Aufklärung des Falles zurückſtellen.

Wolfen. Opfer der Arbeit. Am Freitag verunglückte ein
dreiundzwanzigjähriger Arbeiter in der Anilinfabrik Wolfen ſo ſchwer,
daß er wenige Stunden ſpäter im Agfa-Krankenhaus ſtarb. Das
Unglück entſtand dadurch, daß eine Schweißnaht an der Sieb
trommel einer Zentrifuge riß und dadurch die Schleuder zum
Platzen kam.

Verantwortlich für Politik und Wixtſchaft: F. O. H. Schul z;
für Fenilleton und Lokales: Hermann Lange; für Gewerk
ſchaftliches, Provinz und Sport: Gottlieb Kaſparek; für
den Anzeigenteil: Wilhelm Her zig ſämtlich n Halle.
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